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Vorrede. 



Der Kongostaat verdient insoferne die Beachtung 
eines jeden Kolonialpolitikers als er sowohl mit Rücksicht 
auf seine Entstehung wie auch in Bezug auf seine staats- 
rechtliche und völkerrechtliche Stellung eine ganz eigen- 
artige Schöpfung ist. In der neuesten Zeit ist aber das 
Interesse an den Verhältnissen des Kongostaates deshalb 
ein besonders reges geworden, weil seine Domanial- und 
Handelspolitik, wie auch seine Eingeborenen-Politik leb- 
hafte Angriffe von verschiedenen Seiten erfahren haben. 

In der nachfolgenden Studie habe ich zunächst einen 
Ueberblick über die Entstehung und Entwicklung, die 
Verfassung und die wichtigsten Einrichtungen des Kongo- 
staates gegeben. Im Anschluss daran habe ich dann die 
gegen die Eingeborenen- und Domanialpolitik des Kongo- 
staates gerichteten Angriffe besprochen. Da ich keinen 
Anlass hatte, als Ankläger, noch weniger aber als 
Verteidiger der Regierung des Kongostaates aufzutreten 
war ich bemüht, die in Rede stehenden Massregeln des 
Kongostaates möglichst objektiv zu beurteilen. Ausser- 
dem habe ich hervorzuheben versucht, dass das deutsche 
Interesse keineswegs verlangt, dass die Retchsregierung 
in besonders hervorragendem Maasse sich an dem Vor- 
gehen gegen den Kongostaat beteilige und dass wir bei 
dieser Gelegenheit wenigstens keinen Anlass haben, dem 
Rufe der Engländer: „The Germen to the front" zu 
folgen. 
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I. 

Nach Entdeckung der sog. neuen Welt und des See- 
wegs nach Indien wendeten sich die europäischen Staaten 
mit ihren kolonialen Unternehmungen fast ausschliesslich 
Amerika und Ostasien zu. Ende des 18. Jahrhunderts 
wurde auch Australien durch England in den Kreis der 
europäischen Kolonisation mit einbezogen. Dagegen blieb 
Afrika, der grosse schwarze Kontinent, *von der europäi- 
schen Kolonisation ziemlich unberührt. Allerdings ent- 
standen an der Westküste, der Ostküste und an der Süd- 
spitze verschiedene europäische Kolonien. Dieselben 
waren aber nur von nebensächlicher Bedeutung, denn sie 
waren entweder, wie die holländische Kolonie am Kap 
und die portugiesischen Besitzungen in Ostafrika, nur 
als Haltpunkte und Stützpunkte für die Fahrt nach Ost- 
asien angelegt, oder sie dienten, wie ein Teil der west- 
afrikanischen Kolonien, dem damals von allen Kolonial- 
staaten betriebenen Sklavenhandel. 

In der .zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts änderte 
sich dies. Die Eroberung von Algier durch Frankreich fällt 
allerdings schon in die erste Hälfte des Jahrhunderts, 
aber bekanntlich waren es nicht kolonialpolitische Gründe, 
welche Frankreich zur Besitzergreifung von Algier ver- 
anlassten; erst nach der erfolgten Besitzergreifung fasste 
Frankreich Algier als Kolonisations-Objekt ins Auge. Da- 
gegen gingen in der zweiten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts fast alle europäischen Staaten, welche bisher 
schon Kolonialpolitik betrieben hatten, oder den Weg 
der Kolonialpolitik erst betraten, wie Deutschland und 
Italien, daran, von den noch herrenlosen Gebieten des 
schwarzen Kontinents Teile zum Zwecke der Gründung 
von Kolonien zu erwerben. Nachdem eine wenigstens 
teilweise Aufschliessung des bisher unbekannten Innern 



Staates scnon an lur sicn rar jecten, aer sicn tneoretiscn 
oder praktisch mit Kolon ialpolitik beschäftigt, ein ge- 
wisses Interesse, so hat der Kongostaat für uns Deutsche 
insoferne noch eine besondere Bedeutung, als derselbe 
an Deutsch-Afrika grenzt und sich aus dieser Nachbar- 
schaft mancherlei Beziehungen zwischen unserem Schutz- 
gebiete und diesem eigentümlichen kolonialen Staatswesen 
ergeben. 

Der Kongostaat, seine Entstehung und Entwicklung 
und seine nicht von allen Seiten günstig beurteilte 
Handels- und Wirtschaftspolitik ist schon wiederholt litera- 
risch behandelt worden. Ein vor kurzem erschienenes 
Werk, L'Afrique Nouvelle von E. Descamps 1 ), Pro- 
fessor in Löwen, das einen zusammenfassenden systema- 
tischen U eberblick über die Gründung, die bisherige 
wirtschaftliche und politische Entwicklung des Kongo- 
staates und seine gegenwärtige Organisation enthält, 
weist aber in besonderer Weise darauf hin, sich genauer 
mit diesem Staatswesen zu beschäftigen, wie auch die 
Angriffe, welche der Kongostaat in den letzten Monaten 
erfahren hat, genügend Anlass bieten, die Einrichtungen 
und die Politik derselben kritischer Untersuchung zu unter- 
werfen. 

Was die Gründung des Kongostaates anlangt, so 
steht dieselbe im innigsten Zusammenhang mit der Kongo- 
akte vom 26. Februar 1885, so dass es notwendig ist, vor 
allem die Vorgänge zu erwähnen, welche zum Zusammen- 
tritte der Kongokonferenz Anlass gaben und auf den Inhalt 
der Kongoakte selbst etwas genauer einzugehen. 

') E. Descamps, L'Afrique Nouvelle, Paris u. Brüssel 1903. 
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Im Anschlüsse an die in den Jahren 1874 — 1877 
ausgeführte Durchquerung von Zentralafrika durch Stan- 
ley gründete König Leopold II. von Belgien im Sep- 
tember 1876 die internationale afrikanische Gesellschaft, 
deren Zweck nicht nur die Erforschung von Zentralafrika, 
sondern auch die Zivilisierung seiner Bewohner und vor 
allem die Unterdrückung der Sklavenjagden und des 
Sklavenhandels war. König Leopold veranlasste nun im 
Jahre 1879 Stanley eine zweite Reise nach Zentral- 
afrika im Interesse der internationalen afrikanischen Ge- 
sellschaft zu unternehmen. In der Tat gelang es auch 
der Gesellschaft im wesentlichen infolge der Bemühungen 
Stanleys durch eine Reihe von Verträgen mit den am 
Kongo angesiedelten Stämmen Herrschaftsrechte über ein 
beträchtliches Gebiet zu erwerben und eine Anzahl von 
Niederlassungen anzulegen, die die Grundlage für ein 
neues, koloniales Staatswesen bilden konnten. Alsbald 
ergaben sich aber für die Gesellschaft Schwierigkeiten 
mit Portugal und Frankreich. Portugal beanspruchte auf 
Grund älterer, aber fast vergessener Rechtstitel im wesent- 
lichen das ganze Gebiet an der Mündung des Kongo, 
während Frankreich, das auf dem nördlichen Ufer des 
unteren Kongo Souveränitätsrechte besass, auf Grund an- 
geblich durch den Reisenden de Brazza gemachter 
Erwerbungen, auch auf Gebiete südlich des sog. Stanley- 
Pool's am Kongo Ansprüche erhob. 

Hatten schon diese Streitigkeiten der afrikanischen 
Gesellschaft mit Frankreich und Portugal die Aufmerk- 
samkeit von Europa auf das Kongogebiet gelenkt, so 
wurde das Interesse an diesem Gebiet noch mehr erregt 
durch den am 26. Februar 1884 abgeschlossenen englisch- 
portugiesischen Vertrag, betr. den Kongo- und Zambese- 
fluss und das an der Westküste von Afrika zwischen dem 
8° u. 5 12 4 südl. Breite gelegene Gebiet. Durch diesen 
Vertrag war England eine bevorzugte Stellung in diesen 
Gebieten und die Möglichkeit eingeräumt, seinem Handel 
trotz der Versicherung . gleicher Behandlung aller Na- 
tionen durch Erteilung von Monopolen und Konzessionen 
besondere Vorteile zu verschaffen. Es erschienen daher 
die Interessen aller übrigen am Kongo Handel treibenden 
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Staaten durch diesen Vertrag bedroht und Frankreich, 
Deutschland und Holland protestierten gegen diese sowohl 
von englischer wie portugiesischer Seite drohende Schädi- 
gung internationaler Interessen. Gleichzeitig erklärte die 
deutsche Regierung, sie halte es nicht für zulässig, dass 
eine einzelne Macht derartige Fragen von allgemeiner 
Bedeutung ohne Mitwirkung der anderen beteiligten Län- 
der zu regeln versuche, dass es sich vielmehr empfehle, 
gegenüber der durch den Vertrag vom 26. Febr. 1884 ge- 
schaffenen Lage eine gemeinsame Haltung einzunehmen 
und den Grundsatz der Gleichberechtigung und Solidarität 
zur Geltung zu bringen, welcher seit längerer Zeit bei 
Behandlung von Fragen von handelspolitischem Interesse 
in Ostasien (China und Japan gegenüber) zur Herrschaft 
gelangt sei. 

Nachdem sich die deutsche Regierung zunächst mit 
der französischen über die Einberufung einer Konferenz 
der interessierten Mächte behufs Regelung der auf die 
Handels- und Schiffahrtsverhältnisse im Kongogebiete be- 
züglichen Fragen geeinigt hatte, wurden am 6. Okt. 1884 
die Regierungen von Oesterreich-Ungarn, Belgien, Däne- 
mark, Spanien, Grossbritannien, Italien, Holland, Portugal, 
Russland, Schweden und Norwegen, der Türkei und der 
Vereinigten Staaten von Nordamerika zu einer Konferenz 
in Berlin eingeladen. Das Ergebnis dieser am 15. Nov. 1884 
eröffneten Konferenz ist die am 26. Februar 1885 von 
den Bevollmächtigten der genannten Staaten, dann von 
Deutschland und Frankreich unterzeichnete Kongo- 
akte. 

Von dem Inhalte der Kongoakte interessiert hier vor 
allem das erste Kapitel, welches Bestimmungen über die 
Freiheit des Handels im Becken des Kongo, seinen Mün- 
dungen und den angrenzenden Ländern — dem sogen, 
konventionellen Kongobecken — und einige damit zu- 
sammenhängende Angelegenheiten enthält. In Art. 2 ist 
namentlich bestimmt, dass alle Flaggen, ohne Unterschied 
der Nationalität, freien Zutritt, haben zu der gesamten 
Küste der zum konventionellem Kongobecken gehörigen 
Gebiete, zu den Flüssen, die daselbst in das Meer ein- 
münden, zu allen Gewässern des Kongo und seiner Neben- 
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flüsse, einschliesslich der Seen, zu allen Häfen an diesen 
Gewässern, sowie zu allen Kanälen, welche etwa in Zu- 
kunft zu dem Zweck angelegt werden, um die Wasser- 
strassen oder Seen innerhalb der zum konventionellen 
Kongobecken gehörigen Gebiete zu verbinden. Die Flag- 
gen aller Nationen dürfen jede Art von Beförderung unter- 
nehmen und Küsten-, Fluss- und Kanalschiffahrt unter 
den gleichen Bedingungen; wie die Landesangehörigen aus- 
üben. Nach Art. 3 unterliegen Waren, welche in diese 
Gebiete unter irgend einer Flagge auf dem See-, Fluss- 
oder Landwege eingeführt werden, keinen anderen Ab- 
gaben als solchen, welche etwa als billiger Entgelt für 
zum Nutzen des Han'dels gemachte Ausgaben erhoben 
werden und in dieser ihrer Eigenschaft gleichmässig von 
den Landesangehörigen und den Fremden jeder Nationa- 
lität zu tragen sind. Jede ungleiche Behandlung sowohl 
bezüglich der Schiffe, wie der Waren ist untersagt. Art. 4 
spricht die Befreiung der in diese Gebiete eingeführten 
Waren von Eingangs- und Durchfuhrszöllen aus, und 
Art. 5 bestimmt, dass keine der Mächte, welche daselbst 
Souveränitätsrechte ausübt, oder ausüben wird, Monopole 
oder Privilegien irgend einer Art, die sich auf den Handel 
beziehen, verleihen darf. Die Frem|den sollen daselbst, 
mit Bezug auf den Schutz ihrer Personen und ihres Ver- 
mögens, den Erwerb und die Uebertragung beweglichen 
und unbeweglichen Eigentums und die Ausübung ihres 
Gewerbes ohne Unterschied die gleiche Behandlung und 
dieselben Rechte wie die Landesangehörigen gemessen. 
Das konventionelle Kongobecken, für welches die an- 
geführten Vorschriften gelten, umfasst nach Art. 1 der 
Akte: 1) die Gebiete, welche das Becken des Kongo und 
seiner Nebenflüsse bilden. Dieses Becken wird begrenzt 
durch die Höhenzüge der daran angrenzenden Becken, 
nämlich insbesondere den des Niari, des Schari, des 
Ogowe und des Nils im Norden, durch die östliche Wasser- 
scheide der Zuflüsse des Tanganikasees im Osten, durch 
die Höhenzüge der Becken des Zambese und des Loge im 
Süden. Es umfasst demnach alle Gebiete, welche vom 
Kongo und seinen Nebenflüssen durchströmt werden, ein- 
schliesslich des Tang|anikasees und seiner östlichen Zu- 



bis zur Vereinigung mit dem geographischen Becken des 
Kongo; 3) das Gebiet, welches sich östlich von dem 
Kongobecken in seinen oben beschriebenen Grenzen bis 
zum indischen Ozean erstreckt, vom 5 nördl. Breite bis 
zur Mündung des Zambese im Süden ; von letzterem 
Punkte aus folgt die Grenzlinie dem Zambese bis fünf 
Meilen aufwärts von der Mündung des Schire und findet 
ihre Fortsetzung in der Wasserscheide zwischen den Zu- 
flüssen des Nyassasees und den Zuflüssen des Zambese, 
um endlich die Wasserscheide zwischen dem Zambese 
und dem Kongo zu erreichen. 

In das sog. konventionelle Kongobecken fällt zunächst 
das ganze Gebiet des Kongostaates, dann ein Teil des 
deutschen Besitzes in Ostafrika und Teile der portugie- 
sischen und französischen Kolonien in Westafrika. Von 
den französischen Kolonien kommt namentlich der sog. 
französische Kongo in Betracht, der ganz in das konven- 
tionelle Kongobecken fällt. 

Was die sonstigen in diesem Kapitel noch weiter 
enthaltenen Bestimmungen anlangt, so bezieht sich zu- 
nächst Art. 6 auf den Schutz der Eingeborenen, der Mis- 
sionen und Reisenden und die religiöse Freiheit. Alle 
Mächte, welche im konventionellen Kongobecken Sou- 
verän itä tsrechte oder einen Einfluss ausüben, verpflich- 
teten sich die Erhaltung der eingeborenen Bevölkerung 
und die Verbesserung ihrer sittlichen und materiellen 
Lebenslage zu überwachen und an der Unterdrückung der 
Sklaverei und insbesondere des Negerhandels mitzuwirken, 
ohne Unterschied der Nationalität oder des Kultus, alle 
religiösen, wissenschaftlichen und wohltätigen Einrich- 
tungen und Unternehmungen zu schützen und begünstigen, 
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welche zu jenem Zweck geschaffen und organisiert sind, 
oder dahin zielen, die Eingeborenen zu unterrichten und 
ihnen die Vorteile der Zivilisation verständlich und wert 
zu machen. Christliche Missionen, Gelehrte, Forscher, 
sowie ihr Gefolge, ihre Habe und ihre Sammlungen haben 
gleichfalls den Gegenstand eines besonderen Schutzes zu 
bilden. Gewissensfreiheit und religiöse Duldung werden 
sowohl den Eingeborenen, wie den Landesangehörigen 
und Fremden ausdrücklich gewährleistet. Die freie und 
öffentliche Ausübung aller Kulte, das Recht der Erbau- 
ung gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtungen 
von Missionen, welcher Art Kultus dieselben angehören 
mögen, soll keinerlei Beschränkung noch Hinderung unter- 
liegen. Ausserdem ist zu erwähnen, dass im Art. 7 be- 
stimmt ist, dass die Mächte, welche im konventionellem 
Kongobecken Souveränitäts- oder Protektoratsrechte aus- 
üben oder ausüben werden, sich verpflichten, sobald es 
die Umstände gestatten, mit ihren Gebieten dem Welt- 
postverein beizutreten. 

Im Anschluss an den im ersten Kapitel aufgestellten 
Grundsatz der Handels- und Verkehrsfreiheit im konven- 
tionellen Kongobecken enthält das vierte Kapitel unter 
der Ueberschrift „Kongo-Schiffahrtsakte" in den Artikeln 
13 bis 25 eine Anzahl von Bestimmungen, welche die 
Schiffahrt und den Verkehr auf dem Kongo und seinen 
Nebenflüssen, sowie den diesen Verkehr ergänzenden und 
unterstützenden Strassen, Eisenbahnen und Seitenkanälen, 
die von diesem Verkehr zu erhebenden Abgaben und Ge- 
bühren u. s. w. regeln, und die Einsetzung einer inter- 
nationalen Kommission zur Sicherung der Ausführung die 
Schiffahrtsakte anordneten. 

Von den übrigen Bestimmungen der Kongoakte sind 
hier noch zu erwähnen das zweite Kapitel (Art. 9), ent- 
haltend die Erklärung, betr. den Sklavenhandel, dahin 
gehend, dass die Mächte, welche in den das konventionelle 
Kongobecken bildenden Gebieten Souveränitätsrechte, 
oder einen Einfluss ausüben, oder ausüben werden, diese 
Gebiete weder als Markt noch als Durchgangsstrasse 
für den Handel mit Sklaven, gleichwie welcher Rasse, 
benützen lassen werden und dass jede dieser Mächte sich 
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zur Anwendung aller ihr zu Gebote stehenden Mittel ver- 
pflichtet, um diesem Handel ein Ende zu machen, und 
diejenigen, welche ihm obliegen, zu bestrafen. 

Endlich ist noch die im 3. Kapitel (Art. 10 — 12) ent- 
haltene Erklärung, betr. die Neutralität der im konven- 
tionellen Kongobecken einbegriffenen Gebiete anzufüh- 
ren. Nach dieser Erklärung sind die Mächte, welche die 
Kongoakte unterzeichnet haben, oder ihr später beige- 
treten sind, verpflichtet, die Neutralität der erwähnten 
Gebiete zu achten, so lange die Mächte, welche daselbst 
Souveränitäts- oder Protektoratsrechte ausüben, von dem 
Rechte, sich für neutral zu erklären, Gebrauch machen 
und den durch die Neutralität bedingten Pflichten nach- 
kommen. Im Zusammenhang damit heisst es im Art. 11, 
dass, falls eine Macht, welche Souveränitäts- oder Protek- 
toratsrechte in den im Art. 1 erwähnten und dem Frei- 
handelssystem unterstellten Ländern ausübt, in einen Krieg 
verwickelt werden sollte, die Signaturmächte der Kongo- 
akte ihre guten Dienste leisten werden, damit die dieser 
Macht gehörigen und in der konventionellen Freihandels- 
zone einbegriffenen Gebiete im gemeinsamen Einverständ- 
nis dieser Macht und des anderen oder der anderen krieg- 
führenden Teile für die Dauer des Krieges den Gesetzen 
der Neutralität unterstellt und so betrachtet werden, als 
ob sie einem nichtkriegführenden Teile angehören. Da- 
gegen sind die kriegführenden Teile verpflichtet, ihre 
Feindseligkeiten nicht auf die neutralisierten Teile zu er- 
strecken. Endlich verpflichten sich, nach Art. 13, die 
Signaturmächte, im Falle ernste Meinungsverschieden- 
heiten mit Bezug auf die Grenzen der erwähnten Ge- 
biete, oder diese Gebiete selbst sich ergeben sollten, vor 
Anwendung der Waffengewalt die Vermittlung einer oder 
mehrerer der befreundeten Mächte in Anspruch zu nehmen 
und behalten sie sich vor, nach ihrem Ermessen auf ein 
schiedsgerichtliches Verfahren zurückzugreifen. 

Die übrigen Bestimmungen der Kongoakte können 
hier ausser Betracht bleiben. Das fünfte Kapitel (Art. 
26 — 33) enthält nämlich die Schiffahrtsakte für den Niger, 
auf welchem die Freiheit der Schiffahrt und des Handels 
in gleicher Weise wie auf dem Kongo festgesetzt wurde, 
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das sechste Kapitel (Art. 34 u. 35) eine Deklaration, 
betr. der wesentlichen Bedingungen, welche zu erfüllen 
sind, damit neue Besitzergreifungen an den Küsten des 
afrikanischen Festlandes als effektiv betrachtet werden, 
über Ratifikation und Abänderungen der Akte und den 
Beitritt zu denselben seitens anderer Mächte. 

Im Zusammenhang mit der Kongoakte ist die Brüs- 
seler Generalakte vom 2. Juli 1890 zu erwähnen, welche 
sich als eine nähere Ausführung der im 9. Artikel der 
Kongoakte enthaltenen Deklaration in Bezug auf den 
Sklavenhandel darstellt. Um ein einheitliches und planvol- 
les Zusammengehen aller beteiligten Mächte zum Zwecke 
einer erfolgreichen Bekämpfung des Sklavenhandels 
herbeizuführen, trat nämlich im November 1889 auf Ein- 
ladung des Königs der Belgier in Brüssel eine Konferenz 
zusammen, an welcher die Signaturmächte der Kongoakte, 
dann der Kongostaat, Persien und Sansibar teilnahmen. 
Das Ergebnis der Beratungen dieser Konferenz ist die 
Generalakte vom 2. Juli 1890, welche von den sämtlichen 
Teilnehmern unterzeichnet und ratifiziert wurde. Von den 
sieben Kapiteln der Generalakte handelt das erste von 
den Massregeln, die in den Gebieten zu treffen sind, in 
denen der Sklavenhandel seinen Ursprung hat, das zweite 
von der Ueber wachung der Karawanen wege und Ver- 
hinderung der Sklaventransporte zu Lande, das dritte von 
der Unterdrückung des Sklavenhandels zur See, das vierte 
von den Verpflichtungen derjenigen vertragschliessendenj 
Mächte (Türkei, Persien, Sansibar), deren Institutionen 
die Haussklaverei gestatten, die Einfuhr, den Transit und 
die Ausfuhr afrikanischer Sklaven, sowie den Handel mit 
denselben zu verhindern. Das fünfte Kapitel enthält Be- 
stimmungen über die zur Sicherung der Ausführung der 
Generalakte zu treffenden Einrichtungen, nämlich das 
internationale maritime Bureau in Sansibar, den Austausch 
der auf den Sklavenhandel bezüglichen Urkunden und Aus- 
künfte unter den Regierungen, den Schutz der in Freiheit 
gesetzten Sklaven und Massregeln, betreffend die Beschrän- 
kung des Handels mit Spirituosen. Das siebente Kapitel 
endlich enthält zunächst in Art. 96 die Vorschrift, dass 
durch die Generalakte alle entgegenstehenden Bestim- 
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muhgen der früher zwischen den Signäturmächten abge- 
schlossenen Vereinbarungen aufgehoben sind und regelt 
im übrigen die Ratifikation, den Beitritt zur Akte u. s. w. 

Neben den Bestimmungen der Generalakte vom 
2. Juli 1890 ist ein Spezialabkommen getroffen worden, 
welches sich auf die Erhebung von Einfuhrzöllen in dem 
konventionellen Kongobecken bezieht, und welches hier 
besonders in Betracht kommt. 

Der Kongostaat hatte nämlich geltend gemacht, dass 
er die Verpflichtungen, welche sich aus den Bestimmungen 
der Generalakte über die Bekämpfung des Sklavenhandels 
ergeben, nicht werde übernehmen können, wenn ihm nicht 
durch eine Abänderung des Art. 4 der Kongoakte das 
Recht zugestanden würde, für die Einfuhr von Waren 
Zölle zu erheben. Dieser Anregung entsprechend wurde 
in einer besonderen, der Generalakte beigefügten Dekla- 
ration ausgesprochen, dass denjenigen Mächten, welche 
innerhalb des konventionellen Kongobeckens Besitzungen 
haben, soweit sie einer Ermächtigung hiezu bedürfen, ge- 
stattet sein soll, einen Einfuhrzoll bis zu ioo/ vom Werte 
der eingeführten Waren zu erheben. 

In dem Kapital 6 der Generalakte (Art. 90 — 95) waren 
verschiedene Bestimmungen getroffen, welche den Zweck 
haben, den Handel mit Spirituosen im Interesse der Ein- 
geborenen innerhalb einer in Art. 91 näher beschriebenen 
Zone von Zentralafrika entweder ganz auszuschliessen, oder 
doch erheblich einzuschränken. In Art. 91 ist in diesem 
Sinne zunächst bestimmt, dass in denjenigen Teilen der 
fraglichen Zone, in welcher erweislich, sei es aus religiösen, 
sei es aus anderen Gründen, keine Spirituosen konsumiert 
werden, oder sich der Genuss derselben nicht eingebürgert 
hat, die Mächte die Einfuhr derselben verhindern und 
deren Fabrikation untersagen sollen. In denjenigen Teilen 
dagegen, welche dem Verbote nicht unterliegen, soll der 
Einfuhrzoll auf Spirituosen mindestens 15 Franken für 
das Hektoliter von 50 Grad Alkoholgehalt betragen. 
Durch die am 8. Juni 1899 von den Staaten Deutschland, 
Belgien, Spanien, dem Kongostaate, Frankreich, Eng- 
land, Italien, Holland, Portugal, Russland, Schweden und 
Norwegen und die Türkei in Brüssel abgeschlossene Kon- 
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vention wurde nun in Abänderung des Art. 92 der Minimal- 
betrag des Einfuhrzolles für 6 Jahre, vom 6. Juli 1900 ab, 
auf 70 Frs. für das Hektoliter von 50 Grad Alkoholgehalt 
festgesetzt und ebenso hoch die nach Art. 92 zulässige 
Steuer für die in den betreffenden Gebieten fabrizierten 
Spirituosen. 



II. 

Der englisch-portugiesische Vertrag vom 26. Februar 
1884, den England übrigens gar nicht ratifizierte, war 
gegenüber dem Gewichte und der Bedeutung der auf der 
Konferenz zur Erörterung gelangten Fragen so sehr in 
den Hintergrund getreten, dass er bei den Beratungen 
der Konferenz gar nicht mehr erwähnt wurde. Ebenso 
war auf der Konferenz von dem durch die Association 
internationale du Congo gegründeten bezw. zu gründenden 
Staatswesen keine Rede. »Wohl aber fanden neben der 
Konferenz und ausserhalb derselben Verhandlungen zwi- 
schen der genannten Gesellschaft und den beteiligten 
Mächten statt, welche dazu führten, dass sich Frankreich 
und Portugal mit der Gesellschaft über die Abgrenzung 
ihrer Gebiete und der Gebiete des zu gründenden Kongo- 
staates auseinander setzten und dass schliesslich (Ende 
1884 und Anfang 1885) der neue Kongostaat von allen 
auf der Konferenz vertretenen Staaten anerkannt wurde. 
Der neue Staat stand allerdings zunächst noch in mancher 
Beziehung auf dem Papier, immerhin war aber ein um- 
fangreiches Gebiet dem weitern Streite unter den Kolonial- 
staaten entzogen und die Möglichkeit gegeben, dass sich 
auf diesem Gebiete im Laufe der Zeit ein lebenskräftiges, 
koloniales Staatswesen entwickeln werde, das dem daselbst 
bisher vorhanden gewesenen Sklavenhandel ein Ende be- 
reiten und Kultur und Zivilisation in bisher fast unbekann- 
ten Gegenden verbreiten konnte. 

Durch die von den verschiedenen Staaten aus- 
gesprochene Anerkennung des Kongostaates wurde 
derselbe selbstverständlich nicht erst geschaffen und 
konnte auch gar nicht geschaffen werden. Ein 
Staat muss wenigstens in seinen Elementen und 
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wesens erfolgte nicht durch einen anderen Staat, sondern 
durch Privatpersonen und eine private Gesellschaft, an 
welcher auch König Leopold lediglich als Privatperson 
und nicht in seiner Eigenschaft als Staatsoberhaupt betei- 
ligt war; 3) das neue Staatswesen hatte in Bezug auf seine 
Organisation und Entwicklung nicht vollkommen freie 
Hand; es war vielmehr von Anfang an gebunden an die 
Bestimmungen der Kongoakte, bezw. der Brüsseler General- 
akte über die Freiheit des Handels und Verkehrs im kon- 
ventionellen Kongobecken, die Neutralität der dazu ge- 
hörigen Gebiete, die Behandlung der Eingeborenen u. s. w. 

Es musste von Anfang an zweifelhaft sein, ob sich 
der Kongostaat als koloniales Staatswesen ohne jeden Zu- 
sammenhang mit einem Mutterstaate, an dem er Halt und 
Stütze fand, erhalten und entwickeln könne. 1 ) Es zeigte 
sich auch sehr bald, dass diese Zweifel berechtigt waren. 
Dem neuen Staatswesen fehlten die finanziellen Mittel, 
um seine Bedürfnisse zu bestreiten, zumal die Kongokon- 4, * 

ferenz durch das Verbot, die Waren im konventionellen / %irfv#*ty< 
Kongobecken mit Eingangszöllen zu belasten, den / ^*+±<pLi^ 
Staat seiner natürlichen Finanzquellen beraubt hatte, *A/to\*A/L^ 
König Leopold aber nicht in der Lage war, aus j^JLfJjLs 
seinem Privatvermögen die bedeutenden Kosten zu be- §4 
streiten, welche die politische Einrichtung und die wirt- 
schaftliche Erschliessung eines so riesigen Gebietes erfor- 
derte. Der König erwirkte daher ein belgisches Gesetz 
vom 29. April 1887, welches den Kongostaat zur Ausgabe 
einer Prämien- Anleihe von 150 Millionen Frs. in Belgien 
ermächtigte. Zwei Jahre später trat Belgien in noch 
entschiedenerer Weise in Beziehung zu den finanziellen 
Verhältnissen des Kongostaates, indem das Gesetz vom 
29. Juli 1889 die Regierung ermächtigte, sich mit 10 Mil- 
lionen an dem! Anleihen zu beteiligen, das vom Kongostaate 
aufgenommen wurde, um die Eisenbahn zu bauen, welche 
notwendig ist, um die wegen der Wasserfälle nicht schiff- 
bare Strecke des Kongo auf dem Landwege zu umgehen. 
Als sich das ursprünglich in Aussicht genommene Kapital 



l ) Vgl. Lero v- Heaulieu, De la colonisation u. s. w. 5. Aufl. 
(1902), Bd. I S. 344 ff. 
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von 25 Millionen als unzureichend erwies, beteiligte sich 
Belgien mit weiteren 5 Millionen an dem Unternehmen 
und übernahm ausserdem die Bürgschaft für die Emission 
von 10 Millionen Obligationen. 

Diese finanzielle Beteiligung des belgischen Staa- 
tes an der Entwicklung des Kongostaates veran- 
lasste zunächst König Leopold in seinem Testament 
vom 2. August 1889 Belgien als Erben des Kongo- 
staates einzusetzen. Im Jahre 1890 setzte ferner der König 
durch, dass Belgien dem Kongostaate ein Darlehen von 
25 Millionen gab und zwar 5 Millionen sofort, die übrigen 
20 Millionen im Laufe von zehn Jahren. Dagegen 
wurde dem belgischen Staate das Recht eingeräumt, sechs 
Monate nach Ablauf der zehnjährigen Frist den Kongostaat 
mit allen Rechnen und Lasten zu erwerben, indem gleich- 
zeitig König Leopold auf den Ersatz aller von ihm in 
Bezug auf den Kongostaat gemachten finanziellen Auf- 
wendungen verzichtete. 

Ein weiterer vorbereitender Schritt zur Angliederung 
des Kongostaates an den belgischen Staat geschah ferner 
bei der Revision der belgischen Verfassung i. J. 1894, 
indem der Art. 1 der Verfassung einen Zusatz erhielt: 
„Die Kolonien, überseeischen Besitzungen oder Protekto- 
rate, welche Belgien erwirbt, werden in ihren Verhältnissen 
durch besondere Gesetze geregelt. Die zu ihrer Verteidi- 
gung bestimmten Truppen können nur durch freiwillige 
Anwerbung rekrutiert werden.*' 

Nachdem die in der Konvention vom 3. Juli 1890, 
welche auf Grund des Gesetzes vom 29. Juli 1889 zwischen 
dem Kongostaate und Belgien abgeschlossen wurde, vor- 
gesehene zehnjährige Frist abgelaufen war, hielt man die 
Frage der Angliederung des Kongostaates an Belgien als 
Kolonie noch nicht für spruchreif, zumal der Kongostaat 
erklärte, dass er mit Rücksicht auf seine inzwischen ge- 
ordneten finanziellen Verhältnisse eine weitere materielle 
Unterstützung \durch den belgischen Staat nicht mehr 
notwendig habe. Man begnügte sich daher damit, dass 
am 10. April 1901 ein Gesetz erlassen wurde, inhalt- 
lich dessen der belgische Staat, um sich die Möglichkeit 
der späteren Angliederung des Kongostaates zu sichern, 
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vorläufig auf die Zurückzahlung der diesem Staate ge- 
liehenen Summen in Kapital und Zinsen verzichtete. Ein 
Wiederaufleben der finanziellen Verpflichtungen des 
Kongostaates gegenüber Belgien soll erst eintreten, wenn 
Belgien auf die Befugnis, den Kongostaat zu erwerben, 
vollständig verzichten sollte. 1 ) 

Nachdem die Angliederung des Kongostaates an 
Belgien in der Eigenschaft einer Kolonie vorläufig auf 
spätere Zeiten verschoben wurde, ist das Verhältnis des 
Kongostaates zu Belgien das frühere geblieben. Der 
Kongostaat ist ein selbständiges Staatswesen, welches zu 
Belgien im Verhältnis der Personalunion steht. 

Was nun die Verfassung und gegenwärtige Organi- 
sation des Kongostaates betrifft, so umfasst das Gebiet 2 ) 
desselben keineswegs das ganze konventionelle Kongo- 
becken, fällt aber vollständig in dasselbe, so dass die 
Bestimmungen der Kongoakte über die Handelsfreiheit 
u. s. w. in diesem Becken auf das ganze Gebiet des 
Kongostaates Anwendung finden. Die Hauptmasse des 
Gebiets wird gebüdet von den östlich von Stanley-Pool 
gelegenen, zum natürlichen Kongobecken gehörigen Land- 
strecken, während von Stanley-Pool bis zum atlantischen 
Ozean das Gebiet sich zu einem verhältnismässig schmalen 
Streifen verengert. Der Umfang des Gebietes wird auf 
etwa 2 Millionen Quadratkilometer geschätzt. Da das 
ganze Gebiet, durch welches der Aequator läuft, in die 
tropische und subtropische Zone fällt, kann der Kongo- 
staat niemals eine Ansiedelungskolonie für Europäer wer- 
den ; er kann immer nur als Plantagen- un d Ha ndelskolonie 
in Betracht kommen. ^*- *" — 

Mit Rücksicht auf die klimatischen Verhältnisse wird 
die Zahl der Weissen im Kongostaat, die gegenwärtig 
einige Tausend beträgt, niemals sehr gross werden können, 
die Hauptmasse der Bevölkerung 3 ) werden immer 
die Eingeborenen ausmachen, denen gegenüber die Euro- 
päer stets nur einen kleinen Bruchteil bilden werden. 



*) Dcscamps a a. O. S. 436 ff. 
*) Descamps a. a. O. S. 284 ff. 
3 ) Descamps n. a. O. S. 301 ff. 
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p Es kann sich daher nur darum handeln, die Eingeborenen 

j- soweit zu zivilisieren und an Arbeit zu gewöhnen, dass 

. dieselben brauchbare Angehörige des Staatswesens wer- 

den. Dagegen wäre es ein selbstmörderisches Beginnen, 
\ dieselben zu mit den Weissen auch in politischer Be- 

ziehung gleichberechtigten Staatsbürgern zu erklären, denn 
die Erfahrungen, die man mit den Negerrepubliken Haiti, 
Domingo, Liberia u. s. w. und auch mit den Negern in 
Nordamerika gemacht hat, werden wohl auch die ärgsten 
Schwärmer für allgemeine Brüderlichkeit und Gleichheit 
aller Menschen darüber aufgeklärt haben, dass die Neger 
sehr wenig Anlagen zur Bildung geordneter Staatswesen 
besitzen, und dass es höchst bedenklich ist, den Negern 
gleiche staatsbürgerliche Rechte mit den Weissen einzu- 
räumen. 

Der Kongostaat wird daher stets nur in der Weise 
regiert werden können, dass die Staatsgewalt in den Hän- 
den der Europäer sich befindet, die den Eingeborenen 
Schutz gegen .die früher in Zentralafrika betriebenen 
Sklaven jagden und den damit zusammenhängenden Skla- 
venhandel gewähren, Sicherheit und Ordnung im Staats- 
gebiete aufrecht erhalten, und zu diesem Zweck nament- 
lich den blutigen Streitigkeiten der eingeborenen Stämme 
entgegentreten und endlich die Eingeborenen an regel- 
mässige Arbeit zu gewöhnen und auf eine gewisse Stufe 
der Zivilisation emporzuheben suchen. 

Daraus folgt von selbst, dass der Kongostaat nur 
absolut regiert werden kann und dass die Mitwirkung 
einer „Volksvertretung" bei der Gesetzgebung und wich- 

: tigen Verwaltungsakten ausgeschlossen ist. In der Tat 

werden nach dem gegenwärtig geltenden Staatsrechte 

t die Gesetze für den Kongostaat vom König - Souverän 

• allein unter Gegenzeichnung des Staatssekretärs in der 

Form von Dekreten erlassen. 1 ) Ausserdem ist der General- 

i gouverneur des Kongostaates durch das Dekret vom 

* 16. April 1887 mit einem weitgehenden Verordnungsrecht 

ausgestattet. 

Bei Ausübung der gesetzgebenden Gewalt ist der 
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*) Descamps a. a. O. S. 318 ff. 
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Souverän unterstützt durch den Conseil superieur de 
TEtat independant du Congo, der die Stellung eines 
Staatsrats einnimmt undi daher nur Gutachten abzugeben 
hat. Ebenso ist dem Generalgouverneur das Comite con- 
sultatif beizugeben, dessen Gutachten der Gouverneur in 
gewissen Fällen einzuholen hat, bezw. einholen kann. Es 
liegt hier also eine Einrichtung vor, die der der englischen 
Kronkolonien entspricht, in denen ebenfalls mit Rücksicht 
auf den geringen Prozentsatz der weissen Bevölkerung 
die Mitwirkung einer beschliessenden Volksvertretung, wie 
sie in den Repräsentativkolonien besteht, unmöglich ist. 

An der Spitze der gesamten Verwaltun g 1 ) steht 
der Staatssekretär mit dem Sitze in Brüssel, dem drei 
Generalsekretäre für die auswärtige Verwaltung, ein- 
schliesslich der Justizverwaltung, die innere Verwaltung, 
sowie die Finanzverwaltung und ein Generalschatzmeister 
(Tresorier general) beigegeben sind. 

Der oberste Beamte der Lokalverwaltung ist der 
Generalgouverneur in Borna, der als Stellvertreter des Sou- 
veräns die gesamte Zivil- und Militärverwaltung in seiner 
Person vereinigt. Zu seiner Vertretung kann ihm ein Vize- 
Gouverneur beigegeben werden. Unterstützt wird der 
Generalgouverneur durch einen Inspektor, einen General- 
sekretär und mehrere Direktoren, die an der Spitze der 
verschiedenen Zweige der Lokalverwaltung stehen. 

Das bereits erwähnte Comite consultatif besteht unter 
dem Vorsitze des Generalgouverneurs, aus dem Vizegou- 
verneur und den sonstigen höchsten Kolonialbeamten und 
höchstens fünf vom Generalgouverneur auf je ein Jahr 
ernannten Mitgliedern. 

Das Gebiet des Kongostaates ist in eine Anzahl von 
Verwaltungsdistrikten eingeteilt, an deren Spitze jeweils 
ein Distriktskommissär steht, der die gesamte Verwaltung 
des Distrikts zu leiten und zu besorgen hat. Unterstellt 
sind ihm die Chefs der Zonen und die Postenführer (chefs 
de postes), die als Hilfsorgane der Distriktskommissäre in 
kleineren Bezirken tätig sind. 

Um geordnete Beziehungen zwischen der Regierung 



*) Descamps a. a. O. S. 331 ff. 



und den eingeborenen Stämmen herzustellen, die Auto- 
rität der Regierung zu stärken und die Teilnahme der 
Eingeborenen an den öffentlichen Lasten sicherzustellen, 
sind Häuptlings sc haften {chefferies indigenes) in der Weise 
eingerichtet, dass die einzelnen Häuptlinge in ihrer obrig- 
keitlichen Stellung durch die Regierung ausdrücklich be- 
stätigt werden. Die Interessen der Regierung werden bei 
diesen Häuptlingen durch die Distriktskommissäre oder 
besonders aufgestellte Residenten gewahrt. 

Was die einzelnen Verwaltungszweige 1 ) anlangt, so 
wird die Polizei durch die bereits erwähnten Verwal- 
tungsbeamten, namentlich auch den Generalgouverneur 
geliandhabt, der im; Interesse der Aufrecht haltung der 
öffentlichen Sicherheit über die militärische Macht des 
Kongostaates zu verfügen berechtigt ist. Die militä- 
rische Macht des Kongo Staates 2 ), deren Befehlshaber 
der Gouverneur ist, besteht unter der Führung weisser 
Offiziere, bezw. Unteroffiziere, teils aus geworbenen, teils 
aus ausgehobenen Eingeborenen. 

Anlangend die Organisation der J u s t i z 3 ), so besteht 
in Borna ein Gericht erster Instanz, dessen Zuständigkeit 
das ganze Staatsgebiet umfasst und sich auf die gesamte 
Zivil-, Handels- und Strafgerichtsbarkeit erstreckt. Es 
besteht aus einem Richter, einem Staatsanwalt und einem 
Gerichtsschreiber. Neben diesem Gericht ist jedoch eine 
Anzahl von Gerichten vorhanden, deren Sprengel nur 
bestimmte Bezirke umfasst — tribunaux territoriaux — . 
Dieselben sind ebenso besetzt wie das Gericht erster In- 
stanz in Borna. Sie haben eine mit diesem Gerichte 
konkurrierende sachliche Zuständigkeit, die sich aber vor- 
läufig wenigstens nur auf Strafsachen erstreckt. Die zweite 
Instanz über diesen Gerichten bildet das Appellgericht 
in Borna, besetzt mit einem Präsidenten, zwei Richtern, 
einem Staatsanwalt und einem Gerichtsschreiber, welches 
über alle Berufungen gegen die Urteile des Gerichtes 
erster Instanz und der Territorialgerichte entscheidet. 

') Descamps S. 351 ff. 
>) A. a. O. S. 4S* ff. 
") Deacampa S. 359 ff. 



— 23 — 

Als Kassationshof fungiert der Conseil superieur in der 
Besetzung von einem Präsidenten und mehreren (5 bezw. 3) 
Räten. 1 ) 

Neben diesen ordentlichen Gerichten bestehen meh- 
rere Kriegsgerichte (Conseils de guerre) und einem Ober- 
kriegsgericht (Conseil de guerre d'appel) zu Borna, welche 
die Strafgerichtsbarkeit über die Offiziere, Unteroffiziere 
und Mannschaften der bewaffneten Macht handhaben. 

Das Zivil- und Strafverfahren ist durch mehrere Ver- 
ordnungen geregelt, während für die Handhabung des 
materiellen Rechts durch den Erlass eines Zivilgesetz- 
buches mit mehreren Nebengesetzen und eines Straf- 
gesetzbuches gesorgt ist. 

Indem verschiedene Spezial Verwaltungszweige, wie 
das Verkehrswesen, die Behandlung der Missionen u. s. w. 
übergangen werden, soll nur noch auf die Einrichtungen 
und Massregeln hingewiesen werden, welche die Regie- 
rung des Kongostaates zur Unterdrückung des Sklaven- 
handels und im Interesse der Hebung und der Zivilisation 
der Eingebornen ergriffen hat. Was die Unterdrückung 
der Sklavenjagden und des Sklavenhandels anlangt, so 
haben in dieser Hinsicht selbstverständlich in erster Linie 
die Ausdehnung der Herrschaft des Kongostaates über 
sein Gebiet und die Kämpfe erfolgreich gewirkt, welche 
die Truppen der Regierung mit den Sklavenjägern geführt 
haben. Ausserdem ist zu erwähnen das Dekret vom 
1. Juli 1891, welches eine ganze Reihe von auf die Unter- 
drückung des Sklavenhandels bezüglichen Vorschriften 
enthält. 

Ferner sind hervorzuheben die Massregeln gegen die 
Einführung von Waffen und Spirituosen, die Massregeln 
zur Unterdrückung barbarischer Gebräuche, wie des Kan- 
nibalismus und der Menschenopfer, die allmähliche Ab- 
schaffung der Sklaverei, die Einräumung der bürgerlichen 
Rechte an besonders qualificierte Eingeborene, die Zu- 
lassung freiwilliger Unterwerfung der Eingeborenen unter 
die europäische Gerichtsbarkeit, die Regelung der Arbeits- 
verträge zwischen Eingeborenen und Nichteingeborenen 
u. s. w. 
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Im Interesse des Schutzes der Eingeborenen ist end- 
lich durch Dekret vom 18. Sept. 1896 eine ständige Kom- 
mission bestellt worden, welche speziell die Aufgabe hat, 
für die Eingeborenen zu sorgen und die Beobachtung der 
in deren Interesse gegebenen Vorschriften zu überwachen. 

Freilich wird behauptet, dass alle diese Vorschriften 
und Massregeln nur auf dem Papier stünden und dass in 
Wirklichkeit die Eingeborenen im Kongostaate in der 
rohes ten und inhumansten Weise behandelt würden, sogar 
einer Art Sklaverei unterworfen wären u. s. w. Solche 
Anschuldigungen sind namentlich von englischer Seite aus- 
gegangen, insbesondere haben religiöse Gesellschaften der- 
artige Vorwürfe erhoben j 1 ) aber auch im englischen Parla- 
ment sind dieselben wiederholt worden. 2 ) Auch die deutsche 
Kolonialgesellschaft hat sich in ihrer Hauptversammlung 
zu Halle vom 23. Mai 1902 diesen Anschuldigungen ange- 
schlossen 3 ) und auch die Vorstandsitzung zu Karlsruhe vom 
4. Juni 1903 hat den gleichen Standpunkt eingenommen. 4 ) 

Ob diese Anschuldigungen begründet sind und in- 
wieweit dieselben die Bedeutung haben, die ihnen beigelegt 
wird, wird später zu besprechen sein. 

Um schliesslich einen Ueberblick über die f i n a n z i e 1- 
1 e n Verhältnisse des Kongostaates zu geben, mag angeführt 
sein, dass die Einnahmen und Ausgaben von 1,523 000 Frs., 
bezw. 1,523000 Frs. im Jahre 1886 auf 28,090000 Frs., 
bezw. 27,900000 Frs. im Jahre 1903 gestiegen sind. 5 ) Unter 
den in dasl Budget des Jahres 1903 eingestellten Einnahmen 
sind hervorzuheben folgende Posten : Einnahmen aus En- 
registrements-Gebühren 3 000 000 Frs., Einnahmen aus 
Zöllen und Abgaben von Spirituosen 1,600000 Frs., direkte 
Steuern : 600 000 Frs. ; Erträgnis der Postverwaltung : 
155 000 Frs.; Einnahmen aus den verschiedenen Verkehrs- 
anstalten, Eisenbahnen, Dampfschiffahrt u. s. w. 3,100000 
Frs., Einnahmen aus den Erträgnissen der Staats- 
ländereien, einschliesslich der Naturalabgaben der Ein- 



*) Kol. Ztg. 1903 S. 182. 

*) A. a. O. 1903 S. 209 ff. 

8 ) A. a. O. 1902 S. 214. 

*) A. a. O. 1903 S. 236. 

6 ) Descamps a. a. O. S. 437 ff. 
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geborenen 16,440000 Frs., zu denen in gewissem Sinne 
hinzuzurechnen sind die Einnahmen aus dem Verkauf 
und der Verpachtung von Grundstücken 20000 Frs, Ge- 
bühren für die Erlaubnis vom Holzfällen 140000 Frs. und 
die Einnahmen aus den den Gesellschaften erteilten Kon- 
zessionen 105 000 Frs. 

Zu bemerken ist dabei, dass die Einfuhr- und Aus- 
fuhrzölle auf Grund einer zwischen dem Kongostaate, 
Frankreich und Portugal i. J. 1892 geschlossenen und 
i. J. 1902 bis zum Jahre 1905 verlängerten Uebereinkunft 
erhoben werden. 

Von den in das Budget des Jahres 1903 eingestellten 
Ausgabeposten sind hervorzuheben die Ausgaben der 
Lokalverwaltung in Afrika mit 3,180310 Frs., die Kosten 
der bewaffneten Macht mit 7,701 765 Frs. und der Marine 
mit 2,023 376 Frs. ; die Aufwendungen für öffentliche Ar- 
beiten mit 1,081 885 Frs., die Kosten der Gesundheits- 
verwaltung mit 504 120 Frs. und die Aufwendungen für 
Missionen und Unterrichtszwecke 121 425 Frs., die Auf- 
wendungen für Agrikultur mit 13,739320 Frs. und für 
die Bewirtschaftung der Domänen mit 6,041 790 Frs., die 
Verzinsung der Staatsschulden u. s. w. mit 1,656228 Frs., 
die Kosten der Justizverwaltung mit 910000 Frs. 

Man mag die noch später zu besprechende Domä- 
nial- und Handelspolitik der Regierung des Kongostaates 
beurteilen, wie man will, so wird man doch anerkennen 
müssen, v dass die Männer, welche den Kongostaat ge- 
gründet und dann denselben organisiert, regiert und 
verwaltet haben, das Verdienst haben, dass sie in 
kurzer Zeit aus einem herrenlosen, von unzivilisierten 
Stämmen bewohnten, durch Sklaven Jagden und Sklaven- 
handel verheerten Gebiete ein im ganzen und grossen ge- 
ordnetes Staatswesen mit entsprechenden Verwaltungs- 
und Gerichtseinrichtungen, Eisenbahnen und sonstigen 
Verkehrsanstalten und Wege schufen. Namentlich ist 
hervorzuheben, dass die Regierung des Kongostaates es 
verstanden hat, die finanziellen Schwierigkeiten,, die an- 
fänglich das neugegründete Staatswesen bedrängten, zu 
überwinden und zu bewirken, dass gegenwärtig der Kongo- 
staat finanziell auf eigenen Füssen steht. 
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Ebenso ist anzuerkennen, dass der kleine belgische 
Staat keine Bedenken getragen hat, den Kongostaat in 
einer Weise finanziell zu unterstützen, dass derselbe in 
die Lage kam, die ihm entgegenstehenden Schwierig- 
keiten zu überwinden. Belgien hat sich bei dieser Ge- 
legenheit opferwilliger gezeigt, als das deutsche Reich, 
dessen Kolonien nicht immer die erforderliche finanzielle 
Unterstützung des Mutterlandes gefunden haben und 
finden. 



III. 



Ein ganz besonderes Interesse bietet die wirtschaft- 
liche Verwaltung des Kongostaates namentlich seine B o - 
den- und H andelspolitik und im Zusammenhang 
damit seine Finanzpolitik, namentlich auch deshalb, weil 
die bezüglichen Massregeln der Regierung des Kongo- 
staates in der neuesten Zeit vielfach sehr scharf ange- 
griffen worden sind. 

Anlangend zunächst die Bodenpolitik 1 ), so wurde am 
i. Juli 1885 vom damaligen Generaladministrator am Kongo 
eine Proklamation erlassen des Inhalts, dass 1) vom Tage 
der Bekanntmachung der Proklamation an keinerlei Ver- 
träge mit Eingebornen gültig sind, wenn sie nicht von dem 
zuständigen Beamten genehmigt wurden; 2) dass Niemand 
herrenlose Grundstücke in Besitz nehmen und die Einge- 
borenen aus den von ihnen in Besitz genommenen Län- 
dereien vertreiben darf; 3) dass das gesamte herrenlose 
Land als Eigentum des Staates zu gelten hat. 

Durch ein Dekret vom 22. August 1885 wurden so- 
dann diejenigen Nicht-Eingeborenen, welche Rechte auf im 
Kongostaate gelegene Grundstücke geltend machen woll- 
ten, aufgefordert, dieselben innerhalb bestimmter Frist 
bei dem zuständigen Beamten anzumelden. Wurden die 
angemeldeten Rechte anerkannt, so wurden dieselben in 
ein Register eingetragen. Lieber den Eintrag erhalten 
die Berechtigten amtliche Bescheinigung. 

Im übrigen wurde, was den Eigentumserwerb und die 



*) Des camp 8 a. a. O. S. 376 ff. 
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dingliche Belastung der den Nicht-Eingeborenen gehörigen 
Grundstücke anlangt, das System der sogen. Acte Torrens 
eingeführt, welches insoferne mit dem deutschen Grund- 
buchsystem übereinstimmt, als im Interesse der Sicherung 
der Grundbesitzverhältnisse alle Rechte, welche an Grund- 
stücken begründet werden sollen, in ein öffentliches Re- 
gister einzutragen sind,. Daneben weicht freilich das 
System der Acte Torrens in manchen Punkten von dem 
deutschen Grundbuchsystem in einer Weise ab, dass das 
deutsche System den Vorzug verdient. Jedoch ist auf 
diesen Gegenstand hier nicht näher einzugehen. 

Was dagegen den Grundbesitz der Eingeborenen be- 
trifft, so bestimmte das Dekret vom 14. September 1886 1 ), 
dass auf die von den eingeborenen Völkerschaften 
in Besitz genommenen Grundstücke das örtliche Gewohn- 
heitsrecht (contumes et usages locaux) auch in Zukunft 
Anwendung zu finden haben. Gleichzeitig wurden alle 
Rechtsgeschäfte und Verträge verboten, welche den Zweck 
haben, die Eingeborenen aus den von ihnen in Besitz 
genommenen Ländereien zu vertreiben und sie direkt oder 
indirekt ihrer Freiheit oder der Mittel ihrer Existenz zu 
berauben. 

Von besonderem Interesse sind natürlich die Rechts- 
verhältnisse an dem Grundbesitz des Staates, der sich in 
folgende Kategorien einteilen lässt: 1 ) 

1. Die öffentlichen Sachen — domaine public. — , die 
selbstverständlich besonderen ihrer Zweckbestimmung ent- 
sprechenden Vorschriften unterliegen. Hiezu gehören 
nach Art. 7 des Dekrets vom 9. Aug. 1893 die Ströme, 
Flüsse und überhaupt alle schiffbaren und flossbaren 
Wasserläufe und deren Ufer bis zu einer Entfernung von 
10 Metern vom höchsten Wasserstand gerechnet. Auch 
die Eisenbahnen werden zur öffentlichen Domäne gezählt. 

2. Das Finanzvermögen des Staates — domaine prive" 
de l'Etat 3 ) — . Dasselbe setzte sich zunächst zusammen 
aus allem herrenlosen Lande, da alle herrenlosen Grund- 



>) Descamps A. a. O. S. 384. 
*) Descamps A. a. O. S. 391 ff. 
») Descamps S. 400. 
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stücke durch die Proklamation vom i. Juli 1885 zu Staats- 
gut erklärt worden waren. Von diesem riesigen Besitz 
ist ein Teil an Private verkauft worden. Ausserdem wur- 
den grosse Komplexe an Handelsgesellschaften, Eisenbahn- 
gesellschaften und auch Missionen unentgeltlich als Sub- 
ventionen abgegeben. Ebenso sind in der Nähe städti- 
scher Ansiedelungen auch verschiedene Grundstücke auf 
längere oder kürzere Zeit verpachtet. 

Alle Grundstücke, welche die Regierung nicht ver- 
äussert oder vergeben hat, bilden das Finanzvermögen 
des Staates, dessen Reinertrag zur Bestreitung der Kosten 
der Staatsverwaltung zu verwenden ist. (Dekrete vom 
30. Okt. und 5. Dez. 1892.) 

3. Das Krongut — le domaine de la Couronne. 1 ) — . 
Dasselbe wird nach Massgabe der Dekrete vom 8. März 
1896 und 23. Dez. 1901 gebildet aus allem herrenlosen 
Lande a) in den Becken des Leopold-Sees und des Flus- 
ses Lukenie, b) im Becken des Busira-Momboyo-Flusses, 
c) in dem Gebiete, welches begrenzt wird im Westen vom 
Meridian des Zusammenflusses des Lubefu mit dem San- 
kuru, »dann diesem Zusammenfluss bis zum östlichen 
Kamme des Lukenie-Gebirges, im Südwesten und Süden 
vom rechten Ufer des Lubefu und dem 5 Grad südl. 
Breite, im Osten vom westlichen Kamme der Gewässer 
des Lomami zwischen genanntem Breitengrade und dem 
3 Grad südl. Breite. 

Ausserdem gehören noch zum Krongute sechs Berg- 
werke und alle Güter und Werte, welche demselben später 
auf Grund eines lästigen oder freigebigen Titels zufallen 
werden. 

Das Krongut bildet eine juristische Persönlichkeit, 
welche durch einen dreigliederigen Ausschuss vertreten 
wird, der die sämtlichen zum Krongute gehörigen Ver- 
mögensstücke verwaltet. Der Ertrag des Krongutes steht 
natürlich zur Verfügung des Souveräns, 
i Die Bodenpolitik des Kongostaates war nicht von 

1 Anfang an eine zielbewusste, vielmehr hat sich die Re- 

gierung erst nach und nach zu denjenigen Massregeln 



1 



') Descamps S. 415. 



— 29 — 

entschlossen, welche gegenwärtig die Grundlage der Do- 
manialpolitik bilden. Es ist daher notwendig, im Nach- 
stehenden einen kurzen Ueberblick über die bezügliche 
Entwicklung und die dieselben charakterisierenden Mass- 
regeln zu geben. 

Um die Herrschaft des Kongostaates in dem ihm zu- 
gewiesenen Gebiete tatsächlich zu begründen und die ihm 
obliegende Verpflichtung der Unterdrückung des Sklaven- 
handels zu erfüllen, waren sehr erhebliche Geldmittel er- 
forderlich, deren Aufbringung um so schwieriger war, 
weil die Regierung des Kongostaates nach den Bestim- 
mungen der Kongoakte weder Eingangs- noch Durch- 
gangsabgaben erheben konnte. 1 ) 

Auch nachdem das Verbot der Erhebung von Ein- 
gangsabgaben durch die Brüsseler Generalakte vom 
2. Juli 1890 beseitigt war, trat zunächst in dieser Hin- 
sicht eine wesentliche Aenderung nicht ein. Zur Bestrei- 
tung der notwendigen Ausgaben musste König Leopold 
fortwährend erhebliche Zuschüsse geben und schliesslich 
wurde auch, wie bereits erwähnt, der belgische Staat zur 
finanziellen Beihilfe herangezogen. Um dauernd diesen 
finanziellen Schwierigkeiten begegnen zu können, begann 
die Regierung i. J. 1891 den riesigen Staatsbesitz an Grund 
und Boden energisch zu verwerten und im Zusammenhang 
damit die Ausbeutung der vorhandenen Schätze an Elfen- 
bein und Kautschuk für sich zu monopolisieren. 

Zu diesem Zweck wurden durch ein Dekret vom 
29 Sept. 1891 2 ) die Beamten der Distrikte Aruwimi, Uelle 
und Ubangi angewiesen, unverzüglich Massregeln zu er- 
greifen, um dem Staate die Erzeugnisse des ihm gehörigen 
Grundbesitzes, namentlich Elfenbein und Kautschuk, zu 
sichern. In Ausführung dieses Dekretes verboten die 
genannten Beamten mit Kautschuk und Elfenbein Handel 
zu treiben und drohten den europäischen Händlern, welche 
mit den Eingeborenen über diese Gegenstände Handels- 
geschäfte abschliessen würden, Bestrafung wegen Heh- 
lerei an. 



*) Anton, Le regime foncier dans TEtat independant du Congo 
(Institut Colonial International, Session du 1 aoüt 1900) S. 8 ff. 
*) Anton S. 16. 
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Ein Dekret vom 5. Dez. 1892 hat dann bestimmt, dass 
die im Art. 2 des Dekrets vom 30. Oktober 1892 aufge- 
führten Ländereien, die sog. domaine prive des Staates 
bilden, deren Reinertrag zur Befriedigung der staatlichen 
Bedürfnisse zu dienen hat. 

Im übrigen wurde durch diese Dekrete das gesamte 
Gebiet des Staates in drei nahezu gleiche Zonen geteilt. 
Zur ersten Zone gehören die Ländereien zwischen der 
Nordgrenze, dem Aequator, dem 20. Breitengrade und 
der Ostgrenze; sie umfasst im wesentlichen die Hälfte des 
grossen Urwaldes des Kongobeckens. In dieser Zone 
gehören alle Grundstücke, welche nicht von Eingeborenen 
in Besitz genommen sind, zur domaine prive* des Staats, 
der allein daran das Nutzungsrecht hat. Die zweite, un- 
gefähr ebenso grosse Zone erstreckt sich vom Aequator im 
Norden bis zur Südgrenze des Staates, bezw. dem Schnitt- 
punkte derselben mit dem 24. Längengrade einerseits und 
der Ostgrenze andererseits bis zu einer Linie, welche von 
dem erwähnten Schnittpunkte zu den Stanleyfällen läuft. 
Sie umfasst das südöstliche Viertel des erwähnten Ur- 
waldes und alles Land, welches sich daran anschliesst 
bis zum Süden des Kongo. In dieser Zone ist die Katanga- 
Gesellschaft tätig. Wahrscheinlich betrachtet der Staat 
auch in dieser Zone alle Ländereien als Staatsgut, soweit 
er nicht der genannten Gesellschaft Rechte eingeräumt hat. 

Die dritte Zone umfasst den Rest des grossen LTr- 
waldes und alles daran sich anschliessende Land im Süd- 
westen bis zur Staatsgrenze. Auch in dieser Zone werden 
alle Grundstücke, soweit sie nicht von Eingeborenen oder 
Europäern in Besitz genommen sind, als Eigentum des 
Staates betrachtet, jedoch hat sich der Staat an diesen 
Ländereien nicht das Nutzungsrecht vorbehalten, sondern 
sie wenigstens zeitweise der Privattätigkeit überlassen. 

Hiernach ist also nur etwa ein Drittel des ganzen 
Staatsgebietes und zwar das gegen das Meer gelegene der 
Privattätigkeit überlassen. 

Als Produkte des Grund und Bodens kommen haupt- 
sächlich in Betracht das Elfenbein und die Nutzungen der 
Waldungen. Anlangend die Gewinnung des Elfenbeins, 
so darf die Jagd auf Elefanten ohne obrigkeitliche Er- 
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laubnis nicht ausgeübt werden. Im allgemeinen ist die 
Jagd auf Elefanten im ganzen Staatsgebiete verboten; in- 
folgedessen ist' die Ausfuhr an sogen, lebendem Elfen- 
bein sehr herabgegangen. In Betracht kommt daher in 
der Hauptsache nur noch das sogen, fossile Elfenbein, 
welches sich in den von den Eingeborenen angelegten 
Niederlagen befindet, die von Generation zu Generation 
angewachsen sind. Der Staat betrachtet diese Depots 
als Zubehör des Bodens. Der Handel mit diesem Elfen- 
bein ist durch das Dekret vom 9. Juli 1890 in der Weise 
geregelt, dass der Staat auf den Handel mit Elfenbein in 
einem Landstrich von 50 Kilometer Breite, an den Ufern 
des Kongo und seiner Zuflüsse, vom Stanley-Pool bis zu 
den Katarakten verzichtet hat. Im übrigen Staatsgebiete 
konkurriert der Staat im Elfenbeinhandel mit den Privaten ; 
freilich ist er ein bevorzugter Mitbewerber, denn seine Be- 
amten, deren Autorität sich auf die bewaffnete Macht 
stützt, werden die Eingeborenen leicht bewegen können, 
ihre Vorräte an Elfenbein dem Staate abzuliefern. Ausser- 
dem ist auch der Elfenbeinhandel der Privaten sehr er- 
heblich besteuert. (2 bezw. 4 Frs. für das Kilogramm.) 

Was die Waldungen betrifft, so kann nach dem De- 
krete vom 7. Juli 1898 Holz zum Zwecke des Handels 
in den Waldungen des Staates nur mit besonderer Er- 
laubnis gefällt werden. Insoweit es sich um Holz handelt, 
das an Ort und Stelle, sei es zu Bauten, sei es zu Heiz- 
zwecken, namentlich zum Heizen der Dampfschiffe ver- 
wendet werden soll, müssen bestimmte Gebühren dafür 
gezahlt werden. 

In Bezug auf die Art und Weise, in welcher der Staat 
seinen Grundbesitz ausnützt, muss man also zwei Teile 
unterscheiden. In dem ersten Teile, in welchem alles 
von den Eingeborenen nicht in Besitz genommene Land 
das Finanzvermögen des Staates bildet, ist die eingeborene 
Bevölkerung wegen der vorhandenen Waldungen sehr 
dünn gesät, der Staatsbesitz sehr gross. Im zweiten Teile 
ist in grösserem Masse die Privattätigkeit zugelassen. 

Die Ausbeutung der Staatsländereien in dem ersten 
Teile des Gebiets erfolgt teils in Regie, teils durch kon- 
zessionierte Gesellschaften. Bei der Regieverwaltung ver- 



Krett ■ "n " 
dj aer. «m 



geani- we-a*n. 

seiner. >tmi-i 
antersebfnow. 



— 34 — 

sionen vor, die erste stützt sich auf das Dekret vom 
Jahre 1889, welches kein Monopol zugelassen hat. Heut- 
zutage hat diese Art kaum noch eine Bedeutung, weil das 
Elfenbein, wie schon erwähnt, und auch das weitere 
Hauptprodukt, der Kautschuk, für dieses Gebiet mono- 
polisiert sind. Wer nämlich auf Grund des Dekrets vom 
30. Oktober 1892 eine Konzession erhält, ist ebenso, wie 
eine privilegierte Gesellschaft, ausschliesslich berechtigt, 
in den ihm überwiesenen Staatsländereien Kautschuk zu 
ernten. 2) Er überlässt die freie Ausnutzung Jedermann, 
der die auf die betreffenden Produkte gelegten Abgaben 
entrichtet. In Betracht kommen lediglich das sog. fossile 
Elfenbein und <ier Kautschuk, soweit dessen Gewinnung 
nicht verliehen ist. Wenn ein Eingeborener erntet, so 
muss er als Steuer bezw. Gebühr einen Teil der Ernte 
dem Staate überlassen (höchstens ein Fünftel nach Fest- 
setzung durch den Gouverneur). Nicht-Eingeborene, welche 
Niederlassungen zum Zwecke der Sammlung von Kaut- 
schuk gründen, müssen an Stelle dieser Naturalabgabe eine 
Gebühr von 50 es. für jedes Kilogramm des gesammelten 
Kautschuks entrichten, wenn sie nicht nachweisen, dass die 
Eingeborenen, von welchen sie den Kautschuk erworben, 
oder die er zum Sammeln verwendet hat, die Natural- 
abgabe entrichtet haben. Ausserdem muss für die Ent- 
richtung einer solchen Niederlassung noch eine Licenz- 
gebühr von 5000 Mk. bezahlt werden. Da noch überdies 
für den in dieser Weise gesammelten Kautschuk die all- 
gemeinen Abgaben und der Ausgangszoll bezahlt werden 
müssen, kann man wohl annehmen, dass auf diese Weise 
dem Kautschukhandel des Staates wenig Konkurrenz ge- 
macht werden kann. 3) Der Staat veräussert oder verpach- 
tet einzelne Grundstücke an Private. 1 ) Von Bedeutung ist 
jedoch diese Art der Staatsländereien, abgesehen von 
den mehr städtischen Ansiedelungen nicht, denn für 
Niederlassungen zum Zwecke der Gewinnung von 
Elfenbein und Kautschuk, ist kein grosser Grund- 
besitz notwendig. Ausserdem wäre der Erwerb von 
Grund und Boden nur noch notwendig für Anlegung von 
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Pflanzungen. Nachdem aber die Versuche, welche die 
Regierung mit Kaffee und Kakaopflanzungen gemachl 
hatte, keine besonderen Erfolge hatten, ist die Nachfrage 
nach solchen Ländereien eine Zeitlang sehr gering ge- 
wesen. Zudem hielt die Regierung mit dem Verkaufe der 
Ländereien zurück. Als Grund dafür wurde angegeben, 
dass die Vermessungsarbeiten noch nicht genügend vor- 
geschritten seien. Möglicherweise liegt aber der Grund 
darin, dass die Regierung wünschte, auch in diesem Ge- 
biete sich die Kultur des Kaffees und des Kakao mit 
Ausschluss des Privatkapitals nach dem Vorbilde des 
holländischen Kultursystems oder in ähnlicher Weise vor- 
zubehalten. 

Es ist ganz zweifellos, dass die energische Boden- 
und Handelspolitik, welche der Kongostaat seit dem Jahre 
1 892* verfolgt, nicht bloss die wirtschaftliche Entwicklung 
desselben ungemein gefördert, sondern auch den Staats- 
finanzen die grössten Vorteile gebracht hat. Im Jahre 1887 
wurden aus dem Kongostaate ausgeführt an Elfenbein 
39786 kg, an Kautschuk 30050 kg; i. J. 1898 215963 kg 
und bezw. 2 1 13 465 kg. Ebenso ist das Budget des Kongo- 
staates, welches i. J. 1887 1,891 190 Frs. in Einnahmen 
und Ausgaben betrug auf 14,765050 Frs. Einnahmen und 
17,351 975 Frs. Ausgaben i. J. 1898 gestiegen. 1 ) Für das 
Jahr 1903 aber sind die Einnahmen auf 28,090000 Frs. und 
die Ausgaben auf 27,900556 Frs. veranschlagt. 2 ) 

Es ist auch klar, dass der Kongostaat, wenn er ge- 
zwungen würde, seine Bodenpolitik aufzugeben, finanziell 
in die grössten Schwierigkeiten kommen würde, so dass 
geradezu seine Existenz gefährdet wäre, denn die grössere 
Hälfte der Einnahmen zieht der Staat aus den Erträg- 
nissen seines Bodenbesitzes. 

Eine Aenderung seiner Bodenpolitik wird aber vom 
Kongostaate mit der Behauptung verlangt; dieselbe ent- 
halte eine Verletzung der Art. 5 und 1 der Kongoakte. 
Von diesen beiden Artikeln verbiete nämlich Art. 5 alle 
Monopole und Privilegien, die sich auf den Handel be- 



! ) Anton a. a. O. S. 37 ff. 

*) Descamps a. a. O. S. 438 ff. 
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ziehen und Art. i proklamiere die Handelsfreiheit ohne 
jede Einschränkung. 

Es wird in dieser Beziehung geltend gemacht, dass 
sich in dem Verhalten und Vorgehen des Kongostaates 
zwei Perioden unterscheiden lassen, von denen die eine 
bis zum Jahre 1891 dauerte, die andere vom Jahre 1891 zu 
rechnen sei. 1 ) In der ersten Periode habe sich die Re- 
gierung bestrebt, ihre Massnahmen den Grundsätzen 
der Kongoakte anzupassen, in der zweiten Periode trete 
dagegen die selbstsüchtige Domanialpolitik des Staates 
ganz unyerhüllt entgegen. 

In der ersten Periode sei nämlich den Privaten und 
Gesellschaften noch die Möglichkeit gegeben gewesen, 
neben dem Staate als Unternehmer sich die natürlichen 
Produkte des Landes, Kautschuk und Elfenbein, anzu- 
eignen und mit denselben Handel zu treiben. NocH das 
Dekret vom 17. Oktober 1889 habe Jedermann" erlaubt, auf 
Grund einer Spezialkonzession den Handel mit Kautschuk 
und Kopal auch in den Staatsdomänen zu treiben und das 
Dekret vom 9. Juli 1890 sei sogar soweit gegangen, den 
Elfenbeinhandel in gewissen Gebieten ganz der Privat- 
tätigkeit zu überlassen und in anderen Gebieten dem 
Staate nur eine Teilnahme an diesem Handel vor- 
zubehalten. 

Eine Wendung in der Domanialpolitik und demnach 
auch in der Handelspolitik sei eingetreten auf Grund des 
bereits erwähnten Dekrets vom 21. Sept. 1891, durch 
welches die Kommissare des Aruvimi-, Uelle- und Ubangi- 
Uelle-Distrikts, sowie die Expeditionschefs am oberen 
Kongo angewiesen wurden, diejenigen Massnahmen zu 
treffen, welche geeignet sind, dem Staate die Domanial- 
produkte zu sichern, insbesondere den Kautschuk und das 
Elfenbein. Schon einige Zeit vorher seien drei Zirkulare 
erlassen worden, von denen das eine im Distrikt Ubangi- 
Uelle den Eingeborenen die Elefantenjagd nur unter der 
Bedingung gestattete, dass sie das gewonnene Elfenbein 
dem Staate abliefern, ein zweites Zirkular, für den Aequa- 

l ) Bornhaupt, Die Kongoakte und der Freihandel (Abt; 
Berlin -Charlottenburg, der deutschen Kol. -Gesellschaft Verhandl. 
1901/02 Bd. VII Heft 4) S. 85 ff. 
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torialbezirk erlassen, gestattete den Eingeborenen das 
Sammeln des Kautschuks nur unter der gleichen Be- 
dingung, und ein drittes verbot den Eingeborenen am 
oberen Ubangi das Sammeln und Verkaufen auch der 
kleinsten Partie Elfenbein oder Kautschuk, weil diese Pro- 
dukte Staatseigentum seien. In dem letzterwähnten De- 
krete fand sich auch die Bestimmung, dass diejenigen 
Kaufleute, welche von Eingeborenen Produkte kaufen 
würden, deren Einsammlung verboten sei, wegen Hehlerei 
bestraft werden würden. 

Der Grund zu diesen Massregeln sei darin gelegen ge- 
wesen, dass die Privatgesellschaften, welche trotz der star- 
ken Besteuerung, der sie unterworfen wurden, dem Staate, 
der selbst Handel trieb, noch Konkurrenz machen konn- 
ten, schliesslich vollständig unterdrückt werden sollten, was 
auch in, der Hauptsache gelungen sei. Von Bedeutung seien 
in dieser Beziehung namentlich die Dekrete vom 30. Okto- 
ber 1892 und 5. Dezember 1892 gewesen, welche, wie 
bereits erwähnt, das gesamte Gebiet des Kongostaates in 
drei Zonen einteilte und den grössten Teil des Staatsge- 
bietes privater Erwerbstätigkeit verschlossen haben. Das 
Ergebnis der bisherigen Boden- und Handelspolitik sei 
daher, dass der Staat, der nichts anderes sei, als eine 
Handelsgesellschaft grossen Stils sich alles dasjenige, was 
überhaupt Gegenstand des Handels sein könne, angeeignet 
habe, so dass sich neben demselben das Privatkapital 
nicht mehr betätigen könne. Damit seien aber die bezüg- 
lichen Bestimmungen der Kongoakte, welche das Kongo- 
gebiet der Erwerbstätigkeit aller Nationen öffnen wollten, 
verletzt. 

Auf die ihr gemachten Vorwürfe hat sich die Re- 
gierung des Kongostaates in einer in Nr. 6 des Bulletin 
offiziell de FEtat independant du Congo im Juni 1903 
erschienenen Erklärung im wesentlichen folgendermassen 
verteidigt r 1 ) 

Der Kongostaat hat stets die ihm, wie den anderen 
Staaten, die im Kongobecken Besitzungen haben, durch 



') Vgl. auch die Abhandlung „Die Domanialpolitik des un- 
abhängigen Kongostaates" von R. Vauthier in den Beiträgen 
zur Kolonialpolitik usw. 2. Jahr 1900/01 S. 65 ff. 
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die Kongoakte auferlegten Verpflichtungen genau erfüllt 
und namentlich auch nicht den Bestimmungen der Art. 
i und 5 der Kongoakte zuwidergehandelt, welche die 
Freiheit des Handels vorschreiben und die Verleihung 
irgend eines Privilegiums oder Monopols in Bezug auf den 
Handel verbieten. Wie sich aus den Verhandlungen der 
Berliner Konferenz ganz zweifellos ergibt, sollen sich die 
Art. i und 5 lediglich auf den Handelsverkehr (trafic) 
beziehen und die unbeschränkte Fähigkeit für Jedermann zu 
kaufen und zu verkaufen und Waren und Bodenprodukte 
ein- und auszuführen, offen lassen. In dieser Hinsicht soll 
kein Privilegium geschaffen, auf dem Gebiete des Handels 
soll vielmehr unbeschränkte freie Konkurrenz bestehen. 
Darüber hinaus aber bestehen keinerlei Beschränkungen 
der lokalen Regierungen. 

Die Handelsfreiheit besteht voll und ganz am Kongo, 
nicht eingeengt durch irgend ein Monopol oder Privile- 
gium. Es ergiebt sich dies namentlich auch daraus, dass 
jede widerrechtliche Beschränkung der Verkehrsfreihedt 
durch die Art. 56 und 57 des code p£nal mit Strafe 
bedroht wurde. 

Es wird nun allerdings behauptet, dass der Grundsatz 
der Handelsfreiheit dadurch verletzt worden sei, dass sich 
der Kongostaat das herrenlose Land in seinem Gebiete 
angeeignet habe. Allein, indem er dies tat, hat er 
lediglich einen in der kolonialen Gesetzgebung aller Staa- 
ten anerkannten allgemeinen Grundsatz zur Anwendung 
gebracht. Ebenso versteht es sich von selbst, dass der 
Staat über die ihm gehörigen Ländereien nach seinem; 
Ermessen verfügen könne, die Kongoakte habe in keiner 
Weise das Eigentumsrecht am Grund und Boden weder 
des Staates, noch der Privaten beschränkt. Obwohl seit 
zwanzig Jahren die Gesetze des Kongostaates die herren- 
losen Ländereien als Staatseigentum erklärt haben, haben 
die Signaturmächte der Kongoakte niemals Widerspruch 
gegen diese Massregel erhoben; im Gegenteil haben die- 
jenigen Mächte — Frankreich, Deutschland, England und 
Portugal — , welche ebenso wie der Kongostaat in der 
Freihandelszone Besitzungen haben, das gleiche Ver- 
fahren eingeschlagen. 
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Wenn es ferner wahr wäre, dass der Kongostaat, 
indem er die herrenlosen Ländereien zu Staatsgut erklärte, 
die Eingeborenen ihres PLigentumsrechts beraubt habe, 
so müsse die übrigen Kolonialmächte der gleiche Vorwurf 
treffen, wie den Kongostaat, der bei Durchführung der 
Bodenpolitik möglichste Rücksicht auf die AnsprücKe der 
Eingeborenen auf die von ihnen in Besitz genommenen 
oder benützten Grundstücke nahm. 

Ebenso unbegründet wie die Vorwürfe der Be- 
raubung der Eingeborenen, ist der weitere Vorwurf, 
dass die Politik des Kongostaates darauf abgezielt 
habe, den Privathandel im Interesse seiner eigenen 
Handelsunternehmungen abzuschliessen, wie die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse im Kongo- 
staate seit dem Jahre 1885 beweist. In dieser Zeit be- 
schränkten sich die privaten Unternehmungen auf das 
Gebiet am unteren Kongo. Um nun auch Niederlassungen 
oberhalb des Stanley- Pool zu veranlassen, bestimmte Art. 6 
des Dekrets vom 30. April 1887, dass Nicht-Eingeborene, 
welche Handels- oder landwirtschaftliche Niederlassungen 
in den Gegenden oberhalb Stanley-Pool, oder in anderen 
Gegenden, welche der Generalgouverneur noch weiter be- 
zeichnen wird, gründen wollen, von einer Oberfläche Besitz 
ergreifen können, dessen Maximum der Generalgouverneur 
bestimmen wird; wenn sie die ihnen gesetzten Bedingun- 
gen erfüllen, erhalten sie ein Vorzugsrecht auf den Er- 
werb weiterer Ländereien zu einem im voraus festgesetz- 
ten Preise. 

Um die Handelsunternehmungen im Innern zu be- 
günstigen, wurden durch Verordnung vom 19. Okt. 1887 
die Ausgangszölle — die damals allein zulässigen Zölle — 
von den in den Gebieten oberhalb Stanley-Pool gewon- 
nenen Erzeugnissen zeitweise aufgehoben. Ein Dekret 
vom 17. Okt. 1889 Hess Gesuche um die Verleihung von 
Konzessionen zu, zum Zwecke der Gewinnung von Kaut- 
schuk und anderen vegetabilischen Produkten in den 
Staatswaldungen des oberen Kongo, wo diese Produkte 
bisher noch nicht von den Eingeborenen gewonnen worden 
waren. 

Das Dekret vom 9. Juli 1890 überliess endlich die 
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auszubilden und die humanitären und zivilisatorischen 
Aufgaben zu erfüllen, welche ihm die Kongoakte auferlegt 
hat. 

Der gesamten Entwickelung des Staates entspricht auch 
eine sehr bedeutsame Besserung der Lebenslage der Einge- 
borenen. Dass die Regierung, um dieselben zur Arbeit 
zu erziehen, von denselben verlangt, dass sie beitragen zur 
Nutzbarmachung der Staats Waldungen und sie zwingt Na- 
turalabgaben zu leisten, ist nicht bloss dadurch gerecht- 
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fertigt, dass der Staat Eigentümer der herrenlosen Lände- 
reien wurde, sondern auch dadurch, dass die Regierung 
erst die Bedeutung des Wertes der Bodenschätze erschlos- 
sen hat und dass sie auch dafür sorgt, dass die erforderlichen 
Nachpflanzungen vorgenommen werden, damit keine Er- 
schöpfung derselben eintrete. 

Was im besonderen die angeblich schlechte Behand- 
lung der Eingeborenen anlangt, so wird in dieser Hinsicht 
geltend gemacht, dass die Regierung des Kongostaates 
dieselben zum Militärdienste zwinge und gewisse Abgaben 
von ihnen verlange. 

Der Militärdienst ist aber am Kongo ebensowenig 
eine Sklaverei als in den Ländern, wo die Konskription 
besteht. Die Aushebung und die Einrichtung der bewaff- 
neten Macht sind, um Missbräuche zu verhüten, bis ins 
Kleinste durch genaue Vorschriften geregelt. Ausserdem 
wird nur ein Mann auf ioooo Einwohner ausgehoben; die 
bewaffnete Macht setzt sich lediglich aus regulären Trup- 
pen zusammen, die allenthalben von weissen Vorgesetzten 
befehligt sind. 

Die Erhebung von Naturalabgaben endlich von den 
Eingeborenen ist ebenso rechtmässig wie jede andere 
Steuer, wie z. B. der Hüttensteuer. Die Naturalabgaben 
sind eben, wie die sonstigen Steuern, eine Gegenleistung 
des Eingeborenen für den Schutz, den er vom Staate 
geniesst. 

IV. 

Die Vorwürfe, welche gegen den Kongostaat erhoben 
werden „ richten sich gegen dessen Wirtschaftspolitik 
(Domanial- und Handelspolitik), und gegen die Behand- 
lung, welche die Eingeborenen im Kongostaat erfahren 
oder erfahren sollen. Da durch das Verhalten des Kongo- 
staates nach beiden Richtungen angeblich Bestimmungen 
der Kongoakte verletzt sind, wird diplomatisches Vor- 
gehen gegen den Kongostaat verlangt. 

Es ist klar, dass jeder souveräne Staat eine Wirt- 
schaftspolitik treiben kann, wie er will; er kann den 
sämtlichen Grund und Boden in seinem Gebiete zu Ge- 
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es wird behauptet, dass die Regierung eine schlechte und 
inhumane Behandlung der Eingeborenen durch ihre Be- 
amten und Angestellten zulasse, bezw. derartigen Miss- 
handlungen nicht mit entsprechenden Mitteln entgegen- 
trete. 

Dass die gesetzlichen Vorschriften und Einrich- 
tungen des Kongostaates nicht den Anforderungen 
entsprechen, die im Interesse einer humanen Be- 
handlung der Eingeborenen verlangt werden können, 
lässt sich im allgemeinen nicht behaupten. Es wird 
in dieser Beziehung der Regierung nur vorgeworfen, 
dass sie die Eingeborenen zum Militärdienst heranziehe 
und zwangsweise Naturaldienste und Naturalabgaben 
von ihnen verlange. Dieser Vorwurf ist jedoch unbe- 
gründet, denn es ist mcht abzusehen, warum der Kongo- 
staat, der doch zweifellos seine weissen Angehörigen zur 
Erfüllung der Wehrpflicht heranziehen kann, dies nicht 
auch gegenüber seiner schwarzen Untertanen soll tun 
können. Ebenso muss es dem Staate gestattet sein, Na- 
turalabgaben und Naturaldienste zu verlangen, wie er 
Steuern auferlegen kann, zumal doch Naturalleistungen 
den Verhältnissen der Eingeborenen des Kongostaates 
besser entsprechen, als in Geld zu zahlende Steuern. 

Ein Vorwurf könnte in dieser Hinsicht der Regierung 
nur dann gemacht werden, wenn sie die Aushebung der 
Eingeborenen und die Beitreibung der Naturalabgaben 
durch ihre Beamten in einer Weise vornehmen Hesse, 
welche eine durch den Zweck nicht gebotene Beschrän- 
kung der persönlichen Freiheit und der Rechte der Ein- 
geborenen zur Folge haben würde, oder wenn sie zuliesse, 
dass sich ihre Beamten beim Vollzuge der hier in Betracht 
kommenden gesetzlichen Vorschriften Bedrückungen der 
Eingeborenen zu Schulden kommen lassen. In der Tat 
scheint in dieser Beziehung nicht alles in Ordnung zu 
sein, wenn es richtig ist, dass die Beamten nicht bloss auf- 
gefordert werden, dafür zu sorgen, dass sich für den Staat 
nicht bloss möglichst hohe Einkünfte ergeben, sondern 
dass dieselben durch versteckte Tantiemen an einem mög- 
lichst hohen Ertrag interessiert sind. 1 ) Derartige Miss- 

*) Anton S. 23. 
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stände abzustellen, ist die Regierung unzweifelhaft ver- 
pflichtet. 

Insoweit sonstige Bedrückungen und Misshandlungen 
der Eingeborenen durch die Beamten und Angestellten 
des Kongostaates behauptet werden, kann der Regierung 
nur unter der Voraussetzung ein Vorwurf gemacht wer- 
den, wenn sie nicht dafür sorgt, dass auf solche Uebel- 
täter die in den Gesetzen angedrohten Strafen angewendet 
und vollzogen werden. Ob dies der Fall ist, wird sich 
nicht so leicht feststellen lassen. Zu berücksichtigen ist 
dabei, dass in den ungeordneten und unentwickelten Ver- 
hältnissen, wie sie sich in den Anfangsstadien der Kolonien 
zeigen, nur zu leicht Ausschreitungen der Beamten 
und überhaupt der Weissen vorkommen, für welche man 
die Regierung nicht ohne weiteres verantwortlich machen 
kann. Dazu kommt noch, dass in manchen Kreisen, 
namentlich auch in den Kreisen der Missionäre, die mit- 
unter eine etwas^ übertriebene Wertschätzung der schwar- 
zen Rasse haben, die Neigung besteht, derartige Aus- 
schreitungen zu übertreiben. Es gehört eben bei vielen 
Menschen, die an dem Elend und den sozialen Miss- 
ständen der Heimat ziemlich gleichgültig vorübergehen, 
zum guten Tone, über das Unglück der Kongoneger oder 
Chinesenkinder rührselige Tränen zu vergiessen, während 
es sich doch in erster Linie darum handeln würde, die 
Missstände im eigenen Lande zu beseitigen. Am aller- 
wenigsten darf man in dieser Hinsicht englischen Stim- 
men zu grosses Gewicht beilegen. Die Engländer sind 
geneigt, auch in Bezug auf die Humanität Sport zu treiben, 
namentlich wenn sie in der Lage sind, einem fremden 
Volke inhumanes Vorgehen vorwerfen zu können. Ausser- 
dem verstehen es die Engländer sehr gut, humane Be- 
strebungen mit recht egoistischen, nationalen Zielen zu 
verbinden, so dass mjan wohl daran, tut, die Entrüstungs- 
Aeusserungen der Engländer stets mit grosser Vorsicht 
aufzunehmen. 

Wenn aber auch Bedrückungen und Misshandlungen 
der Eingeborenen im Kongostaate vorgekommen sind, so 
besteht doch kaum Anlass, deshalb eine grosse diploma- 
tische Aktion gegen dessen Regierung in Szene zu setzen; 



— 45 



es wird genügen, dass diese Dinge öffentlich zur Sprache 
gekommen sind. Es liegt im Interesse der Regierung* 
selbst, alles zu tun, um Ausschreitungen gegen die Ein- 
geborenen hintan zu halten und dafür zu sorgen, dass die 
Eingeborenen im Sinne der humanen Vorschriften der 
Kongoakte in der Brüsseler Generalakte behandelt werden. 

Sicherlich wäre auch die wirkliche oder angebliche 
schlechte Behandlung der Eingeborenen des Kongostaates 
nicht so stark betont worden, wenn man nicht gleichzeitig 
in der Lage gewesen wäre, der Regierung dieses Staates 
den Vorwurf zu machen, dass sie im Widerspruche mit 
den Vorschriften der Kongoakte die Handelsfreih eit be - 
schränke. mr~~~*^^^ 

Bei Entscheidung dieser Frage ist zunächst nach 
den bezüglichen oben erwähnten Verhandlungen der Ber- 
liner Konferenz als zweifellos anzunehmen, dass es sich bei 
Festsetzung der Art. i und 5 nur darum gehandelt hat, 
zu verhindern, dass die im Gebiete des konventionellen 
Kongobeckens gelegenen Landstriche durch die interes- 
sierten Mächte dem allgemeinen Verkehr entzogen wer- 
den. Dass dies richtig ist, folgt auch daraus, dass die 
Kongokonferenz hauptsächlich zu dem Zweck einberufen 
wurde, um zu verhüten, dass England und Portugal 
dem Handelsverkehre anderer Staatsangehöriger in den 
betreffenden Gegenden Schwierigkeiten bereiten. Da- 
gegen hat niemand daran gedacht, die betreffen- 
den Staaten in der Gesetzgebung über den Grund 
und Boden und überhaupt in der Bodenpolitik zu be- 
schränken. Es ist daher eine schwer verständliche, von 
einer völligen Verkennung der Verhältnisse zeugende Be- 
hauptung, wenn Bornhaupt (S. 106) sagt: „Einer aus- 
drücklichen Erwähnung dessen, dass es im Hinblick auf 
die garantierte Handelsfreiheit in erster Reihe unmöglich 
ist, das wertvollste der Verkehrsgüter, den Grund und 
Boden, dem öffentlichen Verkehr zu entziehen, bedarf es 
weiter nicht. M 

Demgegenüber muss darauf aufmerksam gemacht 
werden, dass wohl in keinem Lande die Gesetzgebung über 
das Handelsrecht, Verträge über unbewegliche Sachen und 
den Grundstücksverkehr zu den Handelsgeschäften rech- 



handel. Der Binnenhandel hat es zu tun mit dem Waren- 
austausch im Innern eines Staates oder eines sonstigen 
staatsrechtlichen, politisch abgeschlossenen Gebiets, wäh- 
rend beim Aussenhandel der Warenverkehr zwischen 
einem solchen Gebiete und einem anderen ebenfalls poli- 
tisch abgeschlossenen Gebiete in Frage steht. 

Wenn nun durch einen Staatsvertrag zwei Staaten 
sich gegenseitig Handelsfreiheit zusichern, oder wenn 
durch eine internationale Abmachung mehrerer Staaten für 
ein Gebiet Handelsfreiheit festgesetzt wird, so ist anzu- 
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nehmen, dass sich solche Bestimmungen jedenfalls in 
erster Linie auf den Aussenhandel beziehen. Es ergiebt 
sich dies auch aus den Bestimmungen der Kongoakte 
selbst. Wenn es nämlich in Art. 2 heisst, dass alle Flag- 
gen ohne Unterschied der Nationalität zu den Küsten 
des konventionellen Kongobeckens Zutritt haben sollen und 
wenn in Art. 4 bestimmt war, dass die in dieses Gebiet 
eingeführten Waren von Eingangs- und Durchgangszöllen 
befreit sein sollen, so beziehen sich diese Bestimmungen 
offenbar nur auf den Aussenhandel. 

Was dagegen den Binnenhandel anlangt, so kommt 
derselbe hier nur insoweit in Betracht, als er nicht Vor- 
schriften unterworfen werden darf, welche die Freiheit des 
Aussenhandels wieder aufheben würden. In dieser Be* 
ziehung ist in Art. 3 bestimmt, dass Waren jeder Her- 
kunft, welche in das konventionelle Kongobecken unter 
irgend einer Flagge eingeführt werden, keine anderen 
Abgaben zu entrichten haben sollen, als solche, welche 
etwa als billiger Entgelt für zum Nutzen des Handels 
gemachte Ausgaben erhoben werden und in dieser ihrer 
Eigenschaft gleichmässig von den Landesangehörigen und 
den Fremden jeder Nationalität zu tragen sind und dass 
keine ungleiche Behandlung bezüglich der Schiffe wie der 
Waren, stattfinden soll. In demselben Sinne ist in Art. 5 die 
Verleihung von Privilegien verboten und bestimmt, dass 
die Fremden mit Bezug auf den Schutz ihrer Personen 
und ihres Vermögens, den Erwerb und die Uebertragung 
beweglichen und unbeweglichen Eigentums und die Aus- 
übung ihres Gewerbes ohne Unterschied die gleiche Be- 
handlung und die gleichen Rechte, wie die Landesange- 
hörigen gemessen sollen. 

Im übrigen sind die betreffenden Staaten, also auch 
der Kongostaat, in ihren gesetzgeberischen Massregeln 
nicht beschränkt. Sie können Steuern nach ihrem Er- 
messen auflegen, auch wenn dadurch mittelbar die Freiheit 
des Binnenhandels beschränkt werden sollte, sie können 
Beschränkungen der Gewerbefreiheit und der persönlichen 
Bewegungsfreiheit einführen, nur dürfen sie dabei die 
Fremden nicht schlechter stellen, als die Landesange- 
hörigen. Andererseits besteht aber selbstverständlich 
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eine Zeit lang so mächtigen Idee des Freihandels zu 
stände gekommen sind. Wenn es nach dieser Idee schon 
als etwas unerlaubtes erschien, dass sich die einzelnen 
Staaten, wenn auch nur bis zu einem Grade durch Zoll- 
schranken abschliessen, so ist es ganz begreiflich, dass 
man unter der Herrschaft dieser Idee für ein erst neu 
der Zivilisation zu erschliessendes Gebiet die unbeding- 
teste Handelsfreiheit festzusetzen kein Bedenken trug und 
dabei nicht berücksichtigte, dass durch die einschlägigen 
Festsetzungen sehr erheblich in die Souveränität der be- 
treffenden Staaten eingegriffen werde. Ebensowenig 
dachte man daran, dass einmal ein Konflikt zwischen den 
Grundsätzen der Handelsfreiheit und der Bodenpolitik 
entstehen könnte, da es als selbstverständlich betrachtet 
wurde, dass, wie dies der Idee des Freihandels und des 
sogen. Manchestertums entsprach, die Kolonialstaaten 
stets auf dem Boden des unbeschränkten Privateigen- 
tums und der ausschliesslichen Privatwirtschaft in Bezug 
auf den Grundbesitz und dessen Benützung stehen werden. 
Inzwischen haben sich aber die Verhältnisse sowohl 
wie die Anschauungen geändert. Die Idee des Frei- 
handels hat nicht unerheblich an Einfluss verloren und 
die Anschauung, dass unbedingte Handelsfreiheit die 
Blüte und das Ziel der gesamten wirtschaftlichen Ent- 
wicklung sei, wird nicht mehr allgemein geteilt. Vielmehr 
wird es als durchaus selbstverständlich betrachtet, dass 
die Staaten Beschränkungen der Handelsfreiheit durch 
Schutzzölle u. s. w. eintreten lassen, wenn dieselben im 
Interesse der Gesamtheit als geboten und notwendig er- 
scheinen. Das gilt auch in Bezug auf die Kolonien. Aller- 
dings ist heutzutage eine Absperrung der Kolonien gegen 
fremden Wettbewerb in der Weise nicht mehr möglich, 
wie die englischen Kolonien zur Zeit der Navigationsakte 
und des sog. pacte colonial gegen fremde Staaten abge- 
sperrt waren. Andererseits sollen aber doch die Kolonien 
in erster Linie ihrem Mutterlande Vorteil bringen. Ist 
dies ohne Beschränkung der Handelsfreiheit nicht möglich, 
so muss dieselbe zulässig erscheinen. Haben doch auch 
die Engländer, die jetzt die Theorie der freien Türe ver- 
künden, sich zu dieser Theorie erst bekannt und diese 
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praktisch erst ausgeführt, nachdem'., sie sich wirt- 
schaftlich so erstarkt glaubten, dass sie fremde Konkurrenz 
nicht mehr zu befürchten hatten. *»•".- 

Aehnlich liegt die Sache in Bezug auf. die Land- 
frage in den Kolonien. Es wird nicht bloss»/ als selbst- 
verständlich betrachtet, dass das Mutterland eineb "grossen 
Teil des herrenlosen Landes zu Staatseigentum erklärt und 
nach seinem Ermessen verwertet. Man verlangt geradezu 
von der Regierung Massregeln, welche geeignet sind, V[io\ 
mit dem unbeschränkten Privateigentum verbundene,^ 
Bodenspekulation zu verhindern oder zurückzudrängen, 
denn die Kolonien der einzelnen Staaten sind doch nicht 
dazu da, um bloss dem internationalen Kapital und Spe- 
kulantentum Gelegenheit zu mühelosem Gewinne zu bieten. 
Indem nun der Kongostaat eine Domanialpolitik ver- 
folgt, welche auf dem Standpunkte steht, dass die wirt- 
schaftlichen Vorteile aus der Benützung des Grund und 
Bodens in erster Linie dem Staate selbst und nicht den 
Einzelnen zugehen, und daher mit Notwendigkeit zu Ein- 
richtungen veranlasst wurde, welche eine grosse Aehn- 
lichkeit mit dem sog. Kultursystem haben, das lange Zeit 
in Holländisch-Ostindien bestand, so musste sich von 
selbst ein Widerspruch ergeben zwischen seiner Domanial- 
f und Wirtschaftspolitik und den betreffenden Bestim- 

j mungen der Kongoakte. Es fällt dabei viel weniger ins 

Gewicht, ob und in welchem Umfange etwa die Bestim- 
mungen der Kongoakte durch die Massregeln des Kongo- 
staates direkt und unmittelbar verletzt worden sind, oder 
ob dies nicht der Fall ist. Die Hauptsache ist, dass es 
sich um einen inneren Widerspruch zweier verschiedener 
ökonomischer Prinzipien handelt, der sich selbstverständ- 
lich auch in den einzelnen Einrichtungen und Massregeln 
äussern muss. 

Wer sich auf den formell juristischen Standpunkt 
stellt, wird dafür eintreten, dass der Kongostaat seine 
Domanial- und Wirtschaftspolitik ändern muss, soweit 
dieselbe nicht nur mit dem Wortlaute, sondern auch mit 
dem Geiste der einschlägigen Bestimmungen der Kongo- 
akte im Widerspruch steht. Nur wird dabei in Erwägung 
zu ziehen sein, ob nicht auch gegen Frankreich wegen 

4* 



nt lang so mächtigen Ide 


im sogen 


gekommen sind. Wenn e' 


n der Ver- 


as unerlaubtes erschien 


Hs wieder- 


, wenn auch nur bis f 




:en abschliessen, so 


•olitik d 


Her der Herrschaf* ■ . 


da j> 


?ilisation zu ersch' 


und 


andelsfreiheit fe '; • 




licht berücksic 1 




zungen sehr ■ . 




ien Staate - ■ * ; 




man dar? 


• 



en kö ■ une '- 

das? 'Ong:ost„ 

M gezwungen 

.11 zugeben, denn er . 

_ii seiner Domänen ca. 16 
d is die Hälfte seiner gesamten 
.o ist nicht zu erwarten, dass dieser 
„nbarer Zeit anderweitig gedeckt werden 
. jst wenn Belgien von seinem Rechte, den Kongo- 
sofort als Kolonie sich anzugliedern, 'Gebrauch 
i sollte, wird die Sachlage nicht wesentlich ver- 
sein, da es ^immerhin zweifelhaft erscheint, ob 
1 auf die Dauer in der Lage sein wird, für die Ver- 
^ des Kongostaates jährlich viele Millionen betra- 
Zuschüsse zu leisten. Kann der Kongostaat weder 
bständiges Staatswesen noch als belgische Kolonie 
n werden, so besteht die grosse Gefahr, dass sein 
entweder in die Hände Frankreichs, welches ja 
Zeit ein Vorkaufsrecht eingeräumt erhalten hatte, 
Englands fällt. In letzterer Beziehung mag darauf 
iesen werden, dass nach der neuesten Schrift von 
ld Morel über den Kongostaat in England ernst - 
it dieser letzteren Möglichkeit gerechnet wird. Es 
wohl keiner besonderen Hervorhebung, dass durch 
rschwinden des Kongostaates der Zweck der Kongo- 
enz und der Kongoakte in ganz anderer Weise ver- 
väre, als durch die jetzt behauptete Verletzung der 
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lieh ein nicht unbeträen. 
nischen Schutzgebietes. Da s 
Bezug auf diese Landstriche in 
Handelspolitik ebenso beschränkt, wu. 
Es lässt sich nun gar nicht voraussehen, 
Zukunft das Deutsche Reich im ostafrikanischen 
gebiet zu Massregeln der Bodenpolitik oder zu B esc i 
kungen der Handelsfreiheit sich veranlasst sieht, Votl 
chen dann ebenfalls behauptet werden kann, d ass 
Verletzungen der Vorschriften der Kongoakte entha 
Wer auf dem allerdings unbegründeten Standpunkte 
Bornhaupt steht, dass der Verkehr mit Grundstü 
unter den Begriff des Handels fällt, könnte sogar 
Verletzung der Kongoakte durch Deutschland schon 
als gegeben erachten, weil der deutsch-ostafrikanis 
Gesellschaft für einem Teile des Schutzgebietes das 
schliessliche Recht — also ein Privilegium — einger 
ist, herrenloses Land in Besitz zu nehmen. 

' Ueberhaupt ist es eine missliche Sache, wem 
Staat in seiner Souveränität und Bewegungsfreiheit < 
internationale Vereinbarungen zu sehr gebunden ist. 
zu leicht können Umstände eintreten, in Folge deren s 
Vereinbarungen als lästige Fesseln betrachtet werdei 
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der betreffende Staat in jeder Weise abzuschütteln ver- 
sucht. Es liegt nahe, dass sich daraus recht bedenkliche 
Streitigketien mit anderen beteiligten Staaten ergeben 
können. 

Im gegebenen Falle liegt die Sache aber insoferne 
ganz eigenthümlich, als der Kongostaat einfach gezwungen 
war, sich den Vorschriften der Kongoakte, die ohne seine 
Mitwirkung zu stände gekommen ist, zu unterwerfen, ob- 
wohl man sich bei Abfassung dieser Vorschriften nicht 
genügend darüber Rechenschaft gegeben hat, ob auch 
der neue Staat unter 1 dem Druck solcher Vorschriften zu be- 
stehen vermöge. 

Wenn mit Emphase darauf hingewiesen wird, dass die 
Kongoakte ein Werk des Fürsten Bismarck sei und dass 
es uns Deutschen nicht gleichgültig sein könne, was aus 
dieser Schöpfung unseres ersten Kanzlers werde, ob sie im 
wesentlichen ein toter Buchstabe bleiben soll, so lässt sich 
auf eine derartige Redensart erwidern, dass Bismarck 
zu sehr Realpolitiker war, um auf die Durchführung von 
Vereinbarungen zu bestehen, die sich als unpraktisch er- 
wiesen und dass er auch niemals besondere Neigung gezeigt 
hat, Anderer Geschäfte zu besorgen. Von diesem Stand- 
punkte aus erscheint es kaum gerechtfertigt, dass sich 
das deutsche Reich an die Spitze der Aktion gegen den 
Kongostaat stellt und die Einberufung einer Konferenz 
veranlasst, deren Verlauf sich gar nicht absehen lässt und 
auf der sich recht unangenehme Differenzen unter den 
beteiligten" Mächten ergeben können. 

Nun wird allerdings geltend gemacht, dass das 
Deutsche Reich nicht bloss als Mitunterzeichner der 
Kongoakte, sondern auch deshalb veranlasst sei, gegen den 
Kongostaat vorzugehen, weil durch die Domanial- und 
Handelspolitik der kongostaatlichen Regierung auch 
deutsche Interessen in Mitleidenschaft gezogen würden, 
und namentlich der deutsch-ostafrikanische Elfenbein- 
handel hiedurch erheblich geschädigt worden sei. 1 ) Es ist 
möglich, dass dies zutrifft, wenn auch vorläufig überzeu- 
gende, ziffermässige Beweise für derartige Behauptungen 
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nicht vorliege. Allein, wenn dies auch der Fall ist, so besteht 
deswegen noch kein Anlass für Deutschland den schwer- 
fälligen Apparat einer internationalen Konferenz in Be- 
wegung zu setzen. Das Reich besitat ja für sich allein 
die Möglichkeit, durch Wiedervergeltungsmassregeln und 
die sonstigen Mittel des Völkerrechts die Regierung des 
Kongostaates zu zwingen, etwaigen Missständen abzu- 
helfen und Ungerechtigkeiten zu beseitigen. 

Im übrigen wird es das beste sein, die Entwicklung 
der Dinge im Kongostaate abzuwarten. Die Regierung 
dieses kolonialen Staatswesens hat den Versuch gemacht, 
das sogen. Kultursystem der Holländer in den tropischen 
und subtropischen Gebieten des konventionellen Kongo- 
beckens einzuführen. Mit Rücksicht auf den riesigen 
Umfang des Kongostaates ist es ganz undenkbar, 
dass es gelingen wird, dieses System, das einen gros- 
sen Verwaltungsapparat verlangt und bei dessen Ausfüh- 
rung auch sonst mancherlei Schwierigkeiten zu überwinden 
sind, im ganzen Staatsgebiete zur Geltung zu bringen. Es 
ist vielmehr anzunehmen, dass die Regierung des Kongo- 
staates, sobald dessen finanziellen Verhältnisse dauernd 
geordnet sind, das System nur soweit aufrecht erhält, 
als es durch finanzielle oder wirtschaftliche Verhältnisse 
geboten ist, im übrigen aber die private Erwerbstätigkeit 
zulässt. Insoweit aber das System aufrecht erhalten bleibt, 
ist der Versuch insoferne von grosser kolonialpolitischer 
Bedeutung, als sich dabei zeigen muss, ob in dieser Weise 
tropische und subtropische Kolonien rascher und besser 
für das Mutterland nutzbar gemacht werden können, als 
durch unbeschränkte Zulassung privater Erwerbstätigkeit. 
Unter allen Umständen beweist aber die Tatsache, dass 
man überhaupt versucht hat, dieses System im Kongo- 
staate einzuführen, dass man auch in der Kolonialpolitik 
den Grundsatz des blossen Gehenlassens, — des laisser faire 
et aller — aufzugeben anfängt und den Staatszweck nicht 
mehr auf den Schutz und die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung beschränkt, sondern dem Staate auch 
wirtschaftliche Aufgaben zuweist. 
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